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Wichtige Abſchaitte aus den Friedensperhandlungen.
Am Dienstag nachmittag hat die Kommiſſion zur

Beratung der territorialen Fragen
ihre vierte Sitzung abgehalten.

Hierbei erklärte Staatsſekretär von Kühlmann als
Antwort der Verbündeten:

Die der deutſchen und öſterreichiſchungariſchen Delegation
übermittelten Vorſchläge der ruſſiſchen Delegation betreffend die
Entwicklung der Dinge in den von den Zentralmächten be'etzten
Gebieten Rußlands weichen dermaßen von den Anſichten der
Verbündeten ab, daß ſie in der vorliegenden Form als unan

ehmbar bezeichnet werden müſſen. Ohne des näheren auf die
äußere d dieſer Vorſchläge eingehen zu wollen, kann doch
nicht unbemerkt bleiben, daß ſie nicht den Charakter des von den
Mittelmächten angeſtrebten Kompromiſſes tragen, ſondern ſich
vielmehr als einſeitige ruſſiſche Forderung darſtellen,
die den Wunſch vermiſſen läßt, die berechtigten Gründe
der e in Rechnung z ziehen.

Trotzdem ſind die öſterreichiſchungariſche und die deutſche
ormuliert, ihre AnDelegation bereit, nochmals, und diesmalüber die benden Fragen klar zum Ausdruck zu

ringen und noch einen Verſuch zu unternehmen, ob das von
e ngeſtrebte Kompromiß Ausſicht auf Verwirklichung

Ueber einen Teil des von den Verbündeten beſetzten Gebietes
t W 1 des deutſchen Entwurfes gehandelt worden. Dieſe

Die Frage nach den zur Zeit von den Verbündeten beſetztenGebieten die 45 genes ſtaatliches Leben beſttzen, an ein
n

an des
üßhla endigüng der rufſiſr den Zeitpunkt zwi 5 dem ruſſiſchen und dem

allgemeinen Frieden, den Zeitpunkt des Uebergängs-
ſtadiums für die neuen Völker und endlich das definitive
Stadium, in dem die neuen Staaten die volle Ausgeſtaltung
ihrer Staat irrt rigDie verbündeten Delegationen nehmen Akt von der
Erklärung, daß die ruſſiſche Regierung aus der Tatſache der Zu
ſaberigt t der en Gebiete zum Bereiche des früheren ruſſi

en Kaiſerreiches keine Schlüſſe zieht, die irgendwelche ſtaats
rechtliche Verpflichtung der Bevölkerung dieſer Gebiete im Ver-
hältnis ruſſiſchen Republik auferlegen würden, und daß die
alten des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches,die Grenzen, die durch Gewalttaten und Verbrechen gegen dieVölker gebi wurden, insbeſondere gegen das polniſche Volk,

zuſammen mit dem Zarismus verſchwunden ſind,
ebenſo' davon, daß für die reiſe Regierung deswegen die
Grundaufgabe der jetzt gari erhandlungen nicht darin
u um in irgendwelcher Weiſe das weitere zwangs-
weiſe Verbleiben der genannten Gebiete im Rahmen des
r Reiches zu verteidigen, ſondern in der Sicherungder wirklichen Freiheit und Selbſtheſtimmung der inneren Staats

einrichtung und der internationalen Frage beſteht.
Jn dieſem Zuſammenhange wäre die Frage tigem erſere aus

welchem Rechtsverhältniſſe die gegenwärtige ruſſiſche Regierung
ihre Berechtigung und Verpflichtung ableitet, für die Sicherheit
der wirklichen Freiheit und Selbſtbeſtimmung dieſer Gebiete bis
7 en, d. h. unter Umſtänden bis zur Fortſetzung
es Krieges, einzutreten. Wenn die Tatſache, daß die veſetz-

ten Gebiete zum Bereiche des früheren ruſſiſchen Kaiſerreiches
örten, keinerlei Verpflichtung der

ieſer Gebiete gegen die ruſſiſche Republik begründet, iſt nich
ohne weäteres erſichtlich, worauf die ruſſiſche Republik
ihrerſeits ihre Rechte und Pflichten gründen will. Stellt man
ſich aber, wie die ruſſiſche Delegation dies tut, auf den Stand-
unkt, daß die ruſſiſche Republik ein derartiges
echt beſitzt, ſo ſind in der Tat:

Umfang des Territoriums,
Politiſche Vorausſetzung für die Ausübung des Selbſtbe

ſtimmungsrechts,
Uebergangsregime und
Form der Willenskundgebung

die vier Punkte, über die verſucht werden muß, Einigkeit zu

erzielen 3Vorſchläge der Mittelmächte.
Zu 1. Die Behauptung, das Selbſtbeſtimmungsrecht ſtehe

Nationen und nicht auch Teilen von Nationen zu, ent
ſpricht nicht unſerer Auffaſſung des Selbſtheſtim-
mungsrechtes. Auch Teile von Nationen können Selbſtän-
digkeit und Abſonderung rig beſchließgn. Es iſt
hierbei keineswegs angenommen, daß die Okkupationdßgrenze für
die Abgre zrg ieſer Teile maßgebend ſein ſoll. Kurland, Li-e d Wo en bilden, auch hiſtoriſch angeſehen, völkiſche Ein

n.
Deutſchland und Oeſterxeich- Ungarn haben nicht

die Abſicht, der ihnen u Gebiete einzuverleiben. Sie ſichtigen nicht, die fraglichen Gebiete
zur Annahme dieſer oder jener Staatsform z tigen, müſſen
aber und den Völkern der beſetzten Gebjete für den Abſchluß
von Verträgen aller Arten freie Hand r

Zu 2. Was die Ausführungen hierzu betr
dem grundlegenden Unterſchied vorbei, auf den die verbündeten
Delegationen immer wieder hingewieſen haben.

ine Zurückziehung der Heere iſt, ſolange der
Weltkrieg dauert, unnmsglich, n angeſtrebt
wer rup m z ſt die n ri 7 re reauf diejen urückzu e ufrechterhaltue ſchen im Lande un ingt nötigOrdnung und der techni

edens mit

en Demobi-hinz

fft, ſo gehen ſie an keinerlei

iſt. Die Bildung einer nationalen Gendarmerie kann
angeſtrebt werden.

Was die Rückkehr der Flüchtlinge und der während
des Krieges Evakuierten betrifft, ſo wird wohlwollende
Prüfung von Fall zu Fall zugeſagt. Dieſe Frage kann, da ſie
nicht von ausſhlaggebender politiſcher Bedeutung iſt, einer
beſonderen Kommiſſion überwieſen werden.

Zu 3. Der ruſſiſche Vorſchlag iſt in ſeinen Einzelheiten nicht
klar genug und bedarf der weiteren Aufhellung. Es iſt aber
ohne weiteres zuzugeben, daß mit der fortſchreitenden Annäherung
des allgemeinen Friedens den gewählten Vertreternder
Bevölkerung des Landes in immer ſteigendem Umfange die
a t wigtung auch an den Verwaltungsaufgaben eingeräumt wer-

en ſoll.
Zu 4. Die verbündeten Delegationen ſind grund-

ſätzlich bereit zuenſtimmen, daß ein Volksvotum auf breiter Grund
lage die Beſchlüſſe über die ſtaatliche Zugehöriekeit der Gebiete
ſanktionieren ſoll. Eine einſeitige Feſtlegung auf ein Referendum
erſcheint unpraktiſch.

Auch das Votum einer auf breiter Grundlage gewählten und.
ergänzten repräſentativen Körperſchaft würde nach
Anſchauung der verbündeten Delegationen gen ügen. Es mag
darauf hingewieſen werden, daß auch die von der Regierung der
Volkskommiſſare anerkannten Staatenbildungen innerbalb des
ehemaligen ruſſiſchen Kaiſerreiches, wie zum Beiſpiel der Ukraine
und Finnlands, nicht im Wege eines Referendums, ſondern
durch Beſchlüſſe von auf breiter Grundlage gewählten National

g. verſammlunzen erfolgten.Von dem Wunſche beſeelt, es neuerdings zu verſuchen, zu einer

F eſter seſe weitgehenden Borlhläge 4Jemaht, fügen jedoch gkeichgeitigſtzu, r en Rahmen bilden, innethalb deſſen ſie
eine friedliche Verſtändigung voch erhoffen können.
Sie waren bei der Entwicklung die er Grundſätze ebenſo von der
vflichtgemäßen Abſicht durchdrungen, die eigene Wehrfähig-
keit nicht ſchwächen zu lafſen, ſolange der unſelige Krieg
noh fortgebt, als auch von der Jntention, einige Völker, die
an ihr Gebiet angrenzen, inſtand zu ſetzen, endgültig und ſelb
ſtändig über ihre eigene Zukunft zu entſcheiden, ohne dabei in
einen Zuſtand der äußerſten Not, des Elends und der Verzwei?
lung zu eeraten. Eine Verſtändigung zwiſchen Rufland und den
Mittelmächten über dieſe ſchwierigen Fracen jedoch iſt nur dann
möglich, wenn auch Rußland den ernſten Willen zeigt, zu einer
Vereinbarung gelangen zu wollen und wenn es anſtatt des Ver-
ſuches, ein ſeitig Diktate aufzuſtellen, ſich bemüht, die
Frage auch von der Gegenſeite aus zu betrachten und jenen
t eg zu finden, der allein zu einem friedlichen Ergebnis führen

ann.
Nur unter der Vorausſetzung ſolcher Jntentionen

können die Delegationen der verbündeten Mächte noch an der
Hoffnung einer friedlichen Beilegung des Konfliktes feſthalten.

Trotzki:
Solange die Geſellſchaft aus kämpfenden Klaſſen beſtehe, fo

lange werde ſich die Macht der Regierung auf Kraft begründen
und durch Gewalt ihre Herrſchaft behaupten. Er müſſe aber auf
das kategoriſchſte gegen die Behauptung proteſtieren. daß ſeine
Regierung jeden anders Denkenden für vogelfrei erkläre. Das,was die Regierung anderer Länder bei den Handlungen der ruſſi-

ſchen Regierung abſtoße, ſei die Ricktung, in der ſie von ihrer
Macht Gebrauch mache und in der ſie ſich durch nichts be-
irren laſſe. So hätten er und ſeine Freunde, als die rumäni-
ſche Regierung verſucht habe, auf ruſſiſchem Gebiete Gewaltmaß-
regeln gegen revolutionäre Soldaten und Arbeiter anzuwenden,
von hier aus der Petersburger Regierung vorceſchlagen, den
rumäniſchen Geſandten, ſein ganzes Geſandtſchaftsperſonal und
die rumäniſche Militärmiſſien zu verhaften, und ſie hätten die
Antwort erhalten, daß dies bereits geſchehen ſei.

Nachdem Trotzki ausgeführt hatte, daß die in der vorigen
Sitzung vom General Hoffmann betonten zwei Beiſpiele keines-

egs die ruſſiſche Politik auf dem Gebiet der nationalen FragenHakatteriſierten kam er

auf das Schickſal der beſetzten Gebiete
zu ſprechen und meinte aus den bisherigen Ausführungen der
deutſchen Vertreter den Schluß ziehen zu können, daß die Ent-
ſcheidung des Schickſals dieſer Gebiete erfolgen ſolle ohne Rück
ſicht darauf, ob das eigene Volk bereits imſtande ſei, die Ent-
ſcheidung in die eigene Hand zu nehmen. Er möchte
demgegenüber der Meinung Ausdruck geben, daß die geäußerte
Anſicht nur die Anſichten der ruſſiſchen Delegation beſtärken kann
über die ſehr untergeordnete Rolle, die die Rechtsphiloſophie in
der Frage der Entſcheidung des Shickſals von Völkern ſpiele.

Was die. Form des Verhandelns anlange, ſo halte es die
ruſſiſche Delegation für notwendig, gerade diejenigen
Punkte in den Vordergrund zu ſtellen, die den Gegenſtand von
Meinungsverſchiedenheiten bilden und dies mit aller genügenden
Entſchloſſenheit, weil nur in dieſem Falle eine gerechte Löſung
gefunden werden könne.

Der Vorſitzende der deutſchen Delegation habe gefragt aus
welchen Quellen die ruſſiſche Delegation die Berechti ung herleite,
ſich für das Schickſal der beſetzten Länder zu intereſſieren, da ſie
erklärt par daß deren frühere Zugehörigkeit zu Rußland ihnen

lkerrechtliche Verpflichtung er Rußland auf-erlege. Aber ſein Recht, ſih für das Schickſal die er Gebiete

zu intereſſieren, habe der Herr Staatsſekretär nicht aus dernackten Tatſache der Beſetzung hergeleitet, ſondern aus
dem Prinzip des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker,
welches er allerdings etwas reſtrittiv interpretiert. Dieſes
Prinzip gelte aber i weniger für die ruſſiſche Dele-

gation und begründe hinreichend ihr Jntereſſe an dem Schickſal

Ve ga mit der ruſſiſchen Regiexung zu gelangen, ileite des oberſten amerikaniſchen

derjenigen Völker, deren Ausſcheidung aus dem Beſtande des
früheren ruſſiſchen Kaiſerreichs ſie nicht verhindere. Hert
Trotzki ſchloß mit der Bemerkung, daß ſich die ru ſiſche Dele
gation ſelbſtverſtändlich das Recht vorbehalte, eine genaue
Aeußerung abzugeben über den Charakter der Erklärungen,
die heute verleſen worden ſeien.

Staatsſekretär v. Kühlmann:
Was die Rede des Herrn Generals Hoffmann betrifft, möchte

ich ſowohl für mich als für den Herrn General Hoffmann aus
drücklich das Recht vorbehalten, auf dieſe Angelegenheit
zurückzukommen.

Die ſtaatsrechtliche Zuſtändigkeit des Deutſchen Reiches hat
der Herr Vorredner mit der genauen Kenntnis internationaler
Verhältniſſe, die er beſitzt, vollkommen richtig charakteriſiert. Der
Herr Reichskanzler, der einzige verantwortliche Reichsminiſter,
erteilt auf dem geſamten Gebiete der auswärtigen Politik die fü
ſeine Organe maßgebenden Jnſtruktionen. Uebrigens ies bei der engen politiſchen in der ß mich
mit dem Herrn General Hoffmann befinde, vollkommen ſelbſtver
tändlich, daß zwiſchen unſeren Auffaſſungen keinerlei Zwie-
valt beſteht. Der grundlegende Unterſchied zwiſchen unſerer

er und der der ruſſiſchen Delegation iſt, daß wir im
Gegenſatze zu ihr auf dem Vorhandenen aufbauen, daß wir ohne
Bruch und gewaltſamen Uebergang in jenen Gegenden ein ge
ordnetes Staatsleben entſtehen laſſen wollen, und daß wir es
ablehnen, aus reiner Liebedienerei gegen die Theorie erſt einen
luftleeren Raum zu ſchaffen und in einer bisher näher nicht be
zeichneten Weiſe in dieſem luftleeren Raum den Staat ſich bilden
laſſen. Ueberraſcht hat mich die geringſchätzige Bewertung der

BDrohli. rTr übrigen nehme ich aber mit Befriedigung No
von dem Schluſſe der Ausführungen des Herrn Vorredners,
er und ſeine Delegation nunmehr geſonnen ſind, in die wirkliche
Diskuſſion und Klärung der Einzelheiten der uns trennenden
Auffaſſungen einzutreten. Dahin iſt mein Beſtreben von der
erſten Stunde unſerer Arbeiten an gegangen.

Jetzt ſchlage ich vor, uns an die weitere von der ruſſiſchen
Delegation vorgeſchlagene Arbeitsmethode zu halten,
um über die vier Punkte, wie ſie in unſere Antwort aufgenommen worden ſind, nun wirklich in die Detaildiskuſſion einzu

treten. Jch hoffe, daß wir dann in wenigen T ſo weit ſind,
mit voller Klarheit und in dem vollen Gefühl der Verantwort
lichkeit zu ſagen, ob die Schwierigkeiten überwunden werden
können oder der hier gemachte Verſuch aufgegeben werden muß.

Trotki
Seines Erachtens könne man jetzt zu der Beratung der bei

den Antworten, die e w worden ſeien, übergehen.
Er müſſe jedoch nochmals betonen, daß er in der Frage der
re ehung der Truppen in keiner Weiſe der Anſicht des deut
ſchen Vorſitzenden beitreten könne, daß angeblich die Entfer
nung der Beſatzungstruppen hinter ſich einen leeren
Raum zurücklaſſen würde. Diejenigen Völker, die das Gebiet

Litauens und Kurlands bewohnten, würden in keinereiſe in einer politiſch ſchwierigen Lage ſich befinden, wenn
die Beſatzungstruppen ſie ſich ſelbſt überlaſſen würden. Jnwieweit es ich um techniſche Schwierigkeiten handelt,

wie das 1 einer eigenen Eiſenbähn, Poſt uſw., ſo könne
man in ſolchen Fragen ſtets zu einer Einigung gelangen auch
ohne Kontrolle von Beſatzungstruppen.

Staatsſekretär v. Kühlmann
wies demgegenüber darauf hin, daß neben den techniſchen Grün-
den auch die Gründe der Sicherheit, die in dem verleſenen
Texte angeführt worden ſeien, in den betreffenden Gegenden
eine ſehr gewichtige Rolle ſpielten.

Sodann beantragte Herr von Kühlmann, nunmehr über
die von der ruſſiſchen Delegation ſelbſt vorgeſchlagenen vier Punkte
in der von ihr angeregten Ordnung in eine ge chäftsmäßige Be
handlung einzutreten.

Nachdem ſich Herr Trotzki dieſem 237479 angeſ hohen
hatte, wurde die Sitzung beendet und die nächſte Sitzung für den
folgenden Tag 11 Uhr vormittags anberaumt.

Fortſetzung der Derhandlungen

Nachdem Punkt 1 der Vorſchläge, betr. den Umfang des
Territoriums, vorläufig zurückgeſtellt worden war, regte
Trotzki an, nunmehr

Vertreter der beſetzten Gebiete
zu den Verhandlungen zuzulaſſen. Herr v. Kühl mann erklärte
ſich hierzu unter der ſchon früher feſtgelegten Vorausſetzung bereit,
daß das Erſcheinen dieſer Vertreter in Breſt-Litowſt auch von
der ruſſiſchen Delegation dahin aufgefaßt werde, daß die
Staatwerdung dieſer Gebiete durch die Zulaſſung ihrer
Abgeordneten auch ruſſiſcherſeits wenigſtens präfumtiv
anerkannt werde.

Herr Trotzki erklärte ſich außerſtande, auf die vom Vor
redner als notwendig bezeichnete Vorausſetzung einzugehen, da
er nicht anerkennen könne, daß dieſe Vertreter den Willen
der geſamten Bevölkerung jener Länder zum Ausdruck zu
bringen geeignet ſeien. Damit entfalle von ſelbſt die weſentliche
Vorbedingung des ſeinerzeit gemachten Vorſchlages.

Staatsſekretär v. Kühlmann
ſtellte hierauf feſt, daß die abweichenden Anſichten der verhan
delnden Parteien über die Frage, welche Bedeutung den Be
ſchlüſſen der in den beſetzten Gebieten beſtehenden Vertretungs



Brper zukomme, ſich auch durch eingehende Diskuſſtionen auf einer
mittleren Linie nicht hätten vereinigen laſſen, indem er hinzu
fügte, daß dieſer Umſtand an ſich nicht notwendigerweiſe zum

tern der handlungen führen müßte, da ja die verbündeten
legationen ſich von an auf den Standpunkt geſtellt
ten, eine beſtätigende Volkskundgebung auf breiter Baſis in

usſicht zu nehmen. Gelänge es, über die Bedingungen dieſer
Volkskundgebung auf breiter Baſis Uebereinſtimmung d erzielen,

o Du ie in L ten d dieſe un ungen on er anzun ſeiner Anſicht nach ein rn der Verhandlungen mit
inen weitreichenden Folgen nicht zu rechtfertigen vermsgen.

Trotzki: Es komme dem Weſen in der uptſache
darauf an, die Unabhängigkeit und Freiheit der Willens
äußerung des dere olksteiles hen undzur Sicherung der Bedeutung dieſer säußerung ſei es
notwendig, daß ſie nicht nur einen konſirmierenden, ſondern
einen konſtituierenden Charakter erhalte.

Die Räumunggsfrage.
Bei der Erörterung des vom Staatsſekretär v. Kühl mann

emachten Vorſchlages, für die Vöornahmne der entſcheidenden Abne in den beſetzten Gebieten den Zeitraum zwiſchen dem
bſchluß des Friedens mit Rußland und ſpäteſtens einem Jahre

dem allgemeinen Friedensſchluß einzuſetzen, ſchnitt Herr
rotzki ſofort die Räumungsfrage an. Er führte aus, daß keine

genügenden Gründe vorlägen, das Schickſal der fraglichen Gebiete
mit dem Verlauf und weiteren Gang des Krieges zu verknüpfen.

Staatsſekretär v. Kühlmann:
Er müſſe es als ausgeſchloſſen bezeichnen, für die Räu

mung der in Artikel II des deutſch- öſterreichiſchungariſchen Ent
wurfes angeführten Gebiete einen Zeitpunkt ins Auge zu faſſen
der nicht mit dem Abſchluß des allgemeinen Friedens e
Weitere Sicherungen, als in Artikel I vergeſeden könnten ſeitens
der Verbündeten, ſolange der allgemeine Krieg dauere, un mög
lich aufgegeben werden.

Staatsſekretär v. Kühlmann ſtellte weiter feſt, daß zwiſchen
den Parteien Uebereinſtimmung herrſche in dem Wunſche,
möglichſt bald den durch den Krieg geſchaffenen Zuſtänden ein
Ende zu machen, wiederholte aber, daß es aus den dargelegten
Gründen untunlich ſei, die militäriſchen Sicherungen ver zu
ſchwächen. Nach einer S des Vorſitzenden der ruſſiſchen
Delegation wurde die Sitzung auf nachmittags 5 Uhr vertagt.

Die Nachmittagsſitzung
urde vom Staatsſekretär v. Kühlmann mit folgenden AusKhrungen eröffnet:
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Meine Herren!
des Zeitraums zu Ende geführt und mit Be
müſſen, daß auf der Gegenſeite, obgleich die von uns ange r I en weiten und un

n

ungen in irgendwelcher Weiſe mmen
Gründe vollkommen d ender Natur waren, keine
heit beſtanden hat, auf u
einzugehen. r wollen übe zu dem zweiten, zur Disku Run verzichtet werden 8
ſtehenden Punkte, der ſich bez auf die allgemeinen politiſchen e ſt äs ver ſchenVorausſetzungen, unter welchen b m tn ine bezw. udie Ansübung des Selbſt beſtimmungorechts a S j d s

vo erbt gelegtenerfolgen ſoll. Die Hauptſache bei der Beantwo eſes Wer unnötikomplexes wird die ſein inwieſern die eigen r. t m ver t denierten Aue J Da
mung bezw. der Wahl zu der ausſchlaggebenden Ver dſe mung oder igkeit a c r wilſtäriſchemſammlung durch die Gegenwart von Truppen in den e achtet werden könne oder t
den Gebieten beeinträchtigt wird. Die ve
von vollkommen aufrichtigen Abſichten geleitet, für ung
bezw. Wahl das höchſtmöglichſte Maß von abſoluter politiſcher
Freiheit herzuſtellen, welches mit den Umſtänden verträglich iſt.Dies iſt, wie ſich aus der Natur der Sache ergibt, zum großen
Teil mit eine militäriſche Frage. Der in re
deſſen die Diskuſſion über die Frage laufen kann, iſt durch mili
täriſche Rotwendigkeiten gezogen, über welche wir nich
gehen können. Die beiden Geſichtspunkte, innerhalb deren disku
tiert werden kann, ſind folgende: Eine gewiſſe Zahl bewaffneter
und diſziplinierter Streitkräfte iſt S Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ordnung notwendig. Ein Teil militäriſch organiſierter
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Kräfte iſt notwendig, um den ökonomiſchen Betrieb des Landes im
Gange zu halten. Es wird von unſerer Seite in bindender Form
die Zuſage gegeben werden, daß dieſe organiſierten Kräfte in

dem Gebiet, um das es ſich handelt in keiner Wetſe ſich poli
tiſch betätigen und keinen politiſchen Druck ausüben
dürfen. Aus dieſen Anſchauungen heraus vertreten wir unbedingtedie Theſe, daß die Gegenwart See Kräfte der Frei- de
ar der Abſtimmung in keiner Weiſe abträglich
ein kann, und deshalb ihr die Ausübung einer

vollkommen freien Abſtimmung keineswegs beeinträchtigt.

Trotzki betont, er müſſe ſich erſt über die Räumungs-
frage völlige Klarheit verſchaffen.

Staatsſekretär von Kühlmann:
Er könne keine Gewähr dafür übernehmen, daß innerhalb

des Zeitraumes, der für die Abſtimmung praktiſch in Frage
komme, militäriſche Erwägungen eine vollkommene Räumung des
Gebietes möglich erſcheinen laſſen würden. Es ſei für jeden klar,
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Wir hab te morgen die Beſprechung j daß ſelbſt bei Einrichtung einer nationalen Gendarmerie, zu dere Kern z r der et ündeten du bereit zu der Sicherheitsdienſt in
nnerh e itſpanne,Jene greg Gebie

e mmung herbeigeführregeln ſei, daß auf d
Bnnte

Trotzki

erklärte, er könnte es nicht dieſe Frage in einer Geſtalt beant
worten, die für die Verhandlungen von praktiſcher politiſcher
n ſein würde, und es ſei einleuchtend, daß die Klarſtellung
aller d 5 hierher gehörigen Fragen neben derjenigen
von der umüng der Truppen erſt ein annäherndes
Bild darüber werde ſchaffen können, unter we Bedingungendie erwähnte e würde. geh müſſe er

nkenauf die Feſtſtellung daß die Gegenwart derh organiſierten Kräfte nach zaſit er Anficht
die utung der immung ſehr ſchwer beeintr en würde.
Jn engem Zuſammenhang mit der eben behandel ſtehedie der Rückkehr mee e und der Evakuierten
in die befegten Gebiete. Seiner Anſicht nach könne die Abſtimmung
erſt ſtattfinden, wenn dieſe Flüchtlinge und Epakuierten wieder
in ihrer Mehrzahl in ihre Heimat zurückgekehrt ſeien. Die in

ichiſch ungariſchen und deutſchen Delegationen
a vorgeſehene Formulierung erſcheine ihm

Staatsſekretär v. Kühlmann
erklärte, daß grundſätzlich Flüchtlinge berechtigt ſein ſollten, inihre Heimat n es ſet aber eine Aufgabe der Ver
waltungsbehörden, eben ob und welche Ausnahmen
von dieſer allgemeinen Regel zu ſtatuieren wären. Er bitte den
Vorredner, ihm zur Erleichterung des Ueberblicks das der ruſſiſchenRegierung hieruder vorliegende Material zugänglich zu machen,

wozu ſich Herr Trotzki bereit erklärte.
Die Sitzung wurde hierauf geſchloſſen.

Die „unverſtändliche“ Politik der
Bolſchewiſten.

Zu dieſem auch für die Leipziger Arbeiter recht intereſſanten
Thema ſchreibt ein ruſſiſcher Genoſſe u. a.:

Ja, die BVolſchewiki wie überhaupt ein ſehr großer Teil der
ruſſiſchen Sozialiſten haben gar wenig Reſpekt vor dem
Talmeinglanz der weſtlichen „Demokraten“. Das ruſ
ſiſche Volk hat ſich nicht deshalb der Feſſeln desZ arismus ent
ledigt, um ſich nunmehr von bürgerlichen Demagogen nasführen und
verderbliche Selbſtgefälligkeit zu laſſen, die mit dem Blend-
wert demokratiſch klingender Worte nur Verwirrung anſtiftet, um
den wahren Charakter ihrer politiſchen Tätigkeit zu verſchleiern.

Vor einigen Jahren veröffentlichte die L'Humanitee ein Ver-
eichnis derjenigen Parlamentarier, die an großen Finang- undWbaſtrieunkernehmungen beteiligt ſind oder im Solde ſolcher

Unternehmungen ſtehen. Aus der zirka 200 Namen umfaſſenden
Liſte greife ich nur ein paar heraus. Der jetzige Präſident Poin-
earee und der ehemalige Kriegsminiſter Millerand waren
die juriſtiſchen Beiräte eines großen Getreideſyndikats, durch deſſen
Spekulationen ſeinerzeit im Jahre 1912 eine Brotverteuerung
in Frankreich eintrat. Delcaſſe war Verwaltungsmitglied
der berühmten Rüſtungsinduſtriewerke, Rouvier ſtand an der
Spitze einer der Banken, die dem vorerwähnten Shyndikat ange-
hörten uſw. Der ungeheure Einfluß des organiſierten Kapitals auf
die Politik der franzöſiſchen Republik iſt unbeſtreitbar und Gugi-
rand, ein überzeugter Anhänger der Demokratie konſtatiert be-
trübt in ſeinem Le proces de la Deemocratie: „Die Finanziſten
das iſt die ungeheure Macht, die insgeheim aber unbeſchränkt unſer
Land leitet und im Schatten der Börſe die Fäden lenkt, die die
geſetzgebenden Kammern, die Geſandtſchaften und Redaktionsräume
in Bewegung bringen.“ Das gleiche beſtätigt der gemäßigt radikale
Prof. Foullier in ſeinem Werk „La Deemocratie politique et ſoziale
en France“.

Es iſt begreiflich, daß die ruſſiſchen Kapitaliſten und Jndu-
ſtriellen vor Neid berſten, daß ſie nicht den gleichen Einfluß auf die
Geſchicke Rußlands auszuüben vermögen. Das iſt aber durchaus
nicht die Sorge der ruſſiſchen revolutionären Demokratie. Sie wollen
nicht die gleiche Korruption im eigenen Land herbeiführen, ſondern
ſie verhüten. Sie lachen über die Nachkommen der großen
franzöſiſchen Revolution“, die Diener des Geld-
ſacks ſind.Die Bolſchewiki haben die „Freiheit“ in den Weſtſtaaten am
eigenen Leibe kennen gelernt. Trotzki iſt nöch während des Krieges
aus Frankreich ausgewieſen worden, Tſchitſcherin iſt erſt
jetzt mit Not und Mühe den engliſchen Gefängniſſen
entkommen. Den ruſſiſchen kommuniſtiſchen Arbeiterklub in Lon
don überfielen am 26. November 1916 eine Anzahl Leutnants mit
50 Soldaten in Uniform, verwüſteten alle Räume, ſtahlen die Ge-
tränkvorräte, Uhren, Ringe und ſonſtige Wertgegenſtände, ſchleppten
die Dokumente und Papiere des Klubs fort und durchſuchten alle
Anweſenden mit empörender Roheit. Die Zeitung der ruſſiſchen Re-
volutionäre in Paris wurde von der Zenſur in unglaublichſter Weiſe
ſechikaniert, man verbot ihr ſelbſt den Abdruck von Nachrichten, welche
in Rußland die zariſtiſche Zenſur paſſiert hatten. Ein Konzert zu
ihren Gunſten wurde der ruſſiſchen Kolonie im Winter 1916 ver
boten zur Begründung berief man ſich ſpäter auf ein Geſetz von

1849, nach dem derartige Zuſammenrottungen“ verboten
eien.t Doch genug der Beiſpiele. Die ruſſiſche illegale Preſſe war
übervoll von ihnen. Aus dieſen Erfahrungen haben die Bolſchewiki
gelernt, daß ſie vor allem den trügeriſchen Schein einer
vorgegaukelten oder eingebildeten Demokratie
vermeiden müſſen, wenn ſie wahre Freiheit ſchaffen wollen.

Die Pazifiſten haben eine tiefe Abneigung gegen den Sonder-
frieden, zu dem Rußland durch die unverantwortliche Politik
der Entente gedrängt wird. Sie fürchten, daß der Friede nicht nach
ihren Wünſchen ausfällt. Lieber keinen Frieden, lieber Fort-
ſetzung des Menſchenmordenz, bis hinter der Front nur
noch Pazifiſten übrig ſind! Sollen die Völker ſich auch nochgegen die Pahif ſten wenden müſſen, um endlich einmal zum Frie-

den zu gelangen Die Bolſchewiſten werden ſich hüten, dem
ruſſiſchen Heere vorzuſchwätzen, daß es für Völkerrecht und Ab-
rüſtung weitermorden müſſe; ſie würden ſonſt vom Volk s-
zorn hinweggefegt werden.

Ein neues Völkerrecht und eine neue Jnternationgle werden Wirk-
lichkeit werden, wenn der unverfälſchte Volkswille in allen Ländern
regiert. Den Kampf dafür kann man aber nur im Frieden
ungehindert und mit Erfolg ausfechten, nicht mit der Kriegsrhetorik
der Entente Demokraten“. Das haben die Bolſchewiki begriffen,
und an dieſer Politik werden ſie hoffentlich feſthalten.

N. E. Verow.

Ruſſiſche Preßfreiheit.
Während in Petersburg einige bürgerliche und rechts-

ſozialiſtiſche Blätter erſcheinen, iſt die Moskauer Preſſe
ſeit einigen Wochen verſchwunden. Eine jetzt eingetrof-
fene Sonderausgabe der Utro Roſſii vom 8./21. Dezember
teilt die Grunde dafür mit. Sie enthält die Bekanntmachung

der Verhängung des Kriegszuſtandes über Mos-
kau, die Verordnung über die Errichtung eines Revolutions-
gerichts, ein „Dekret über die Preſſe“ und eine Ver-
ordnung über die r Jm Anſchluß daran veröffent
licht das Blatt folgende Erklärung:

Die unten genannten Zeitungen erklären, daß fie nicht in der
Lage ſind, ſich den Dekreten über die Preſſe zu unterwerfen, die
das Präſidium des Moskauer Arbeiter- und Soldatenrates am
8. Dezember veröffentlicht hat, und daß ſie ihr Material der
Kriegszenſur nicht vorlegen werden.

Wetſchernija Nowoſti, Wlaſt Naroda, Wremja, Gaſjeta Drug,
Semlja i Wolja, Lutſch Prawdy, Moskowskij Liſtok, Ranneje Utro,
S Rußkoje Slowo, Trudowaja Kopeika, Trud,

ro i.
Die Frankfurter Zeitung bemerkt hierzu:
Vermutlich erſcheint in Moskau, da die Erklärung auch von

ſozialiſtiſchen Blättern unterzeichnet iſt, nur das amtliche Organ des
Arueiterrates. Aus Petersburger Blättern geht hervor, daß die
Rote Garde die Druckereien der Zeitungen, die ſich der maxima
liſtiſchen Vorzenſur nicht unterwerfen wollten, gewaltſam be
Jn Petersburg ſind, ſoweit ſich aus dortigen Blättern erſehen
läßt, die Druckereien der Börſenzeitung und der Nowoje Wremja
ebenfalls von der Roten Garde beſetzt und zum Staatseigentum
erklärt worden. Auf das von der lſchewikiregierung erlaſſene
Verbot, Jnſerate aufzunehmen, haben die Petersburger Blätter zu
erſt mit Obſtruktion geantwortet, ſchließlich aber nachgegeben, weil
ihnen ſonſt die gänzliche Schließung angedroht wurde. Das An
zeigenmonopol der beiden Blätter des Sowjet, der Jswjeſtija
und der Prawda, die daraus großen Gewinn ziehen, ſuchte die
Djen dadurch zu bekämpfen, daß ſie alle Anzeigen koſtenfrei auf
nahm, ſchließlich wurde ihr aber auch dies verboten. Die bei-
den bolſchewiſtiſchen Blätter werden in beſchlagnahmten Druckeveien
mit dem dort vorgefundenen Material hergeſtellt.

Die Südafrikaner gegen Lloyd George.
Aus Kapſtadt wird der Morningpoſt gemeldet, daß die große

Mehrzahl der Blätter der ſüdafrikaniſchen Union ſich ab ehe über
die jüngſte Rede Lloyd Georges bezüglich ſeiner Ausführungen über
Südafrika und die andern engliſchen Kolonien äußert. Ein nationa-
liſtiſches Blatt bezeichnet Lloyd Georges Ausführungen über das Selbſt
beſtimmungsrecht der Eingeborenen in den deutſchen Kolonien als den
humoriſtiſchen Teil einer im übrigen trockenen Rede.

Englands Raub der deutſchen über
ſeeiſchen Phosphatlager.

Man ſchreibt der Deutſchen Orient-Korreſpondenz: UnſereKolonie Deutſch-NReu-Guinea beſitzt bekanntli ſ r wert
volle Phosphatlager, die nach allgemeinem Urteil für die beſten
dieſes Weltteiles gelten. Sie ſind für unſere landwirtſchaftl
wlä von großer Bedeutung, weil die Phosphate eine
unentbehrliche Ergänzung der Kali- und Stickſtoffdüngungen bilden.
Ein Teil dieſes Rohſtoffes muß aus dem Ausland eingeführtwerden, als kamen früher für uns vor anem Frank
reich und Amerika in Betracht. Eine weitere derPhosphatlager in NeuGuinea war alſo für uns vo te wirtſchaft

lich von großer Bedeutung, weil ſie uns vom Ausland unabhängigmachte. Die Ausbeute der Lager lies von Jahr zu Jahr berrädt

lich. Nach der letzten amtlichen Statiſtik des Kolonialamtes er
höhte ſich die Förderung innerhalb eines Jahres um rund 60 000Tonnen. Zwei große Seiten die Pacifſic re Company
und die Deutſche Südſeephosphat-Aktiengeſellſchaft, in deren Händen
die Ausbeute lag, führten die Phosphate aus, wobei etwa einDrittel nach Deutſchland ging, während Auſtralien ein weiteres
Drittel übernahm.

Dieſer wertvolle Beſitz bildete ſelbſtverſtändlich von vornher
ein eines der engliſchen Kriegsziele. J kommen Nachrichten
aus England, aus denen dervergedt. daß
über die W dort ager u en engliſcher Jntereſſenten
verfügt hat. Von beiden deutſchen Geſellſchaſten ezwarben einzelne
engliſche Firmen vom Korator der britiſchen Regierung einen
großen Teil des Aktienbeſitzes.

Soeben erſt hat die deutſche Kolonialverwaltung durch Be
n eines Gouverneurs für NeuGuinea ihren unerſchütter
lichen Entſchluß kundgegeben, unter keinen Umſtänden auf unſern
Südſeebeſitz zu verzichten.

Friedensausſichten und Kriegspreiſe.
Man ſchreibt der Deutſchen h Währendin Deutſchland die öſtlichen Friedensausſichten noch keinen fühl

baren Einfluß auf die hohen r rer für Lebensmittel aus
geübt haben, iſt in der Türkei ſeit Eintritt der Waffenruhe auf den
ruſſiſchen Kriegsſchauplätzen ein ganz außerordentlicher Rückgang
in faſt allen Lebensmittelpreiſen zu verzeichnen. Dabei iſt aller
dings zu berückſichtigen, daß der Krieg in der Türkei zu einer
Preisſteigerung geführt hat, wie in keinem andern Lande. Es
ſtehen uns über die wichtigſten Lebensmittel aus der Zeit un

ie Regierung dereits e

die eine Verfolgung der enorm geſtiegenen und fich jetzt plötzlich
ſchnell ſenkenden Preiskurve ermöglichen. Nachſtehend geben wir
von einer Reihe wichtiger Lebensmittel den Preisſtand vor Kriegs
ausbruch, vor Eintritt des Wafrenftillſtands und im gegenwärtigen

itpunkt. Die Preiſe r ſich r gleich 1,28 Kilo,
ſind ausgedrückt in Piaſter gleich
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Die gegenwärtigen unter dem Einflu ee reiſe ſind alſo immer noch t n höher vor

dem Kriosge. Auch die Brennmaterialien hatten eine ſchwindelnde
Höhe erreicht und ſind jetzt trotz des ungewöhnlich ſtrengen Winters
um etwa ein Drittel gefallen. Die türkiſche Regieru yeht neuer
dings mit rückſichtsloſer Strenge gegen Wucherhandel in jeder
Form vor; Schuldige werden vor ein Kriegsgericht geſtellt und mit
härteſten Strafen velegt.

Die Caillaux-Affäre.
Rem, 16. Januar.

Giornale d'Jtalia ſchreibt: Das Geheimfach, das Caillaux
r 1914 in Florenz unter dem Namen „Madame Renouard“, dem

amen ſeiner Frau, beſaß, iſt legte Woche geöffnet worden. Es ent
hielt 11 Schmuckſachen im Werte von eſähr einer halben Million,
21 ruſſiſche, u und ort taatspapiere im Werte von
anderthald Millionen und 8 politiſche Aktenmappen.

Die erſte Mappe enthält unter dem Titel Deine Ablehnung“
Briefe, die zwiſchen Caillaux und u Zü Perſönlichkeiten ge
wechſelt ſind, die ihn dringend um Geld und bitten, um nach
Frankreich gehen zu können. Caillaux lehnt beſtändig ab. Die zweite
Aktenmappe enthält Briefe mehrerer franzöſiſcher s eller,
beſonders Almereydas. In allen dieſen teren keine An
un 4 italieniſche Politiker oder ngs tn oder auf

lieni elegenheiten. Die dritte Aktenmappe die ang
reichſte, wichtigſte und eindruckvollfte. Sie iſt in zwei Teile
und enthält ein ausführliches und merkwürdiges politiſches Programm,
das vor Caillaux aufgezeichnet und unterſchrieben iſt und das in Frank
reich verwirklicht werden ſollte, wenn er, wie er hoffte, zum Miniſter
präſtdenten ernannt worden wäre.

Dieſes Programm würde in Wirklichkeit ein Attentat gegen den
Staat dargeſtellt haben. Es wäre eine wirkliche Umwälzung der o
zöſiſchen politiſchen Einrichtungen, eine Umſtürzung und Umgeſta
der öffentlichen Gewalten und Aemter,

Caillaux gibt die Namen der D en, Senatoren und Gengrale
an, die er als ſeine Mitarbeiter zur Verwirklichung ſeines Vordhabens in
ſein Miniſterium berufen haben würde. Calllaux würde die Verhaf
tung Poincares und aller derjenigen, die die n v enheiten Frankreichs in e letzten Zeit leiteten, mit Ein Bkiand an
geordnet haben. eſes Programm ſah die Scho neuer Staats
organe vor, wobei der geſamte militäriſche Oberbefehl an der Front dem
General Sarrail anvertraut und nach Paris zwei Sonderregimenter aus
korſiſchen Soldaten gebildet, berufen werden ſollten, mit ihren Generalen,
die Caillaux als ſeine ergebenen Freunde betrachtete. Er hätte dann
durch die Kammer das Projekt genehmigen laſſen, das Caillaux den
„Rubicon“ nannte und das ihm die lute Gewalt Es handelte
ſich um einen wirklichen Staatsſtreich. Kammer und Senat würden auf
gelöſt worden ſein. Gleichzeitig hätte Frankreich die äußerſte Anſtren

zu machen gehabdt, um irgendeinen Sieg an der Front und einen
diplomatiſchen Sieg davon zu tragen, um im Slanze dieſes Siegeseiner Vol mung den Frieden

V ſtim vworſchlag und den ensvertragS können.
Die nete Regierungsform in Frankreich wäre im weſentlichen von

der gegenwärtigen Regierungsform r geweſen, wenn auch dierepublikaniſche Slaateſorm gewahrt worden wäre. Die neue Regierungs

a 3 ren Veſn rn als w. die rnoch me n niſſen ränkt. brigen wäre derStaat beib werbes t nen die von der gegen
wärtigen ſehr verſchieden wären.

eſer phantaſtiſche Plan Caillaux' war voll von Einzelheiten Aber
die Zuſammenſegung des neuen Miniſteriums, Über die Militär
von Paris, beſonders während des d W und Uber die
diplomatiſchen Vertreter Frankreichs im Auslande, ſämtlich gewech
ſelt worden wären. Der frühere Miniſter Loygnes wäre zum Bot-
ſchafter in Rom ernannt worden.

Die Nachforſchungen ſind im Auftrage ber Unterkommi der
franzöſiſchen Juſtizbehörden allein durch die italieniſchen Behörden vor
genommen worden.

mittelbar vor Kriegsausbrüch amtliche Zahlen Zur Verfügung,
Ha Comby, der in die Angelegen-heit Caillaux verwi iſt, iſt Dienstag abend im Zimmer des Vol zei
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dommiſſars, wohin er gerufen worden wat 1 neu
verhaftet worden. Comby wurde
fängnis La Sante abgeführt.

Genf, 17. Januar. Dem Matin zufolge, z Caillanux gegenden Haftbefehl des Unterſu i eſchwerde er
Renaudel richtete im Juſt uß der Kammer eine Anfrage an
den Regierungsvertreter, ob neuen Be mente gegenCaillaux dem Ausſchuß vorgelegt würden. Die Humanite u t
von einer Bedrohung des franzöſiſchen Patriotismus und ſagt für dieSozialiſten ſ4arſſte Kampfanſage gegen Clemeneeau

an, der ſein bei der Auslieferung rſprechen
Verhaftung Caillaux vor der Verhandlung betreiben zu wollen,
gebrochen hätte. Wie der Corriere della Sera aus Paris
meldet, hatte das Militärgericht im Strafverfahren gegen Caillaubereits vor 8 e für e kop tph ws r

Rußlands innere Kämpfe.
Als Lenin am Montag eine Abteilung der ſozialiſtiſchen

Rot Gartc, die zur Front abging, begleitet hatte und im Auto
mobil zurückkebrte, wurden auf dieſes vier Revolverſchüſſe
ohne Erfolg abgefeuert.

Daily Chronicle berichtet: Es verlautet beſtimmt, d
Lenin die Alſicht hat, ſein Amt niederzulegen er ſo
durch Trotzki erſetzt werden.

Der ruſſiſche Mitarbeiter des Berner Bund erfährt aus Hel
ſingfors, daß die Engländer noch immer über die Radioſtatlio
nen in Archangelſfk verfügen.

Daily Chronicle meldet weiter aus Petersburg: Die
ruſſiſcher Behörd n halben dem in Tiſchineff rigen rumänf
ſchen Regiernngsbureau die r zum Z1. Januar ausge
ſteIt. An dieſem Tage haben die letzten in Rußland weilenden
ſaſereen Regierungsbehörden das ruſſiſche Stagatsgebiet zu ver
aſſen.

Der Krieg in Jtalien. t
an der Tiroler Weſt und Südfront normales Ard ker g r tBrenta bis einſchließlich des Monte Pertjca bereits feit dem

13. Januar abends unter heftigem feindlichen Artillerie und
iſe ſchwoll dieſes auch zum Trommel-

feuer an. Am 14. wurde ein ſchwächerer re Angriff
weſtlich des Monte Aſolone abgewieſen. Die mit feindlichen
Maſſen dicht gefüllten Gräben, welche die Angriffzabſicht des Geg
ners verrieten, wurden unter unſer Vernichtungsfeuer genommen.
Noch am Vormittage aber ſteigerte ſich das feindliche Feuer zu

ößrer Heftigkeit. Au, der ganzen Front gern Brenta und
rkica ging der Feind in Maſſen zum ngritte vor. Wenn es

ihm auch zuerſt gelang, an einigen Stellen in unſere Linie ein-
er ſo vermochte er ſeinen geringen Erfolg dennoch nicht zu

upten.
Auch Lom Monte Grappa gegen Norden vorbrechende ita-

leniſche Kolonnen brachen bereits in dem überwältigenden Ab
wehrfeuer unſerer Batterien vor unſeren Hinderniſſen zuſammen.An der 7 war die Artillerietätigkeit ebenfallz fetr lebhaft.
Ein nach kräftiger Feuervordereitung am Brücken bei Breſſanin
angeſetzter feindlicher Angriff kam nicht zur Entwicklung. Die rege

liegertätigkeit der letzten Tag brachte unſeren Fliegern neuer-
lich Erfolge. Drei feindliche Flugzeuge wurden abgeſchoſſen, wo-
bei Stabsfeldwebel Kitz ſeinen 18. Lufiſieg zu erringen vermochte.

Der Krieg zur See.
BSBerlin, 16. Januar. (Amtlich.) Starker, mit allen Mitteln

ausgeübter Gegenwirkung z Trotz fielen auf dem nördlichen
Kriegsſchauplatz unſeren ooten 21000 Bruttoregiſtertonnen
Landeieſchiſsronm um Dpfer. Hierbei wurde ein engliſcher

minpfer von mindſtens en in geſchickt du hrtem
pferſicherung herausge-

Minenwerferfeuer. Zeit

Angriff aus beſonders ſtarker
oſſen. Die Mehrgzohl der verſenkten Schiffe war bewaffnet und

r beladen. Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Verlin, 17. Januar. (Amtlich.) Am 14. und 15. Januar unter

nahmen deutſche Seeſtreitkräfte eine Streife durch die ſüdliche
Rordſee: ſie trafen weder feindliche Kriegsſchiffe noch Handels
ſchiffe an trozdem ſie nördlich der Themſe-Mündu is dichtunter die engliſche Küſte vorſtießen. Dort nahmen e wichtige

1 n auf nächſte Entfernungen bei guter Beobachtung mit
ber 300 ß unter wirkſamer Artilleriefeuer.

Der Chef des Admiralſtabes der Marine.
Amſterdam, 15. Januar Die niederländiſche Telegraphen

Agentur meldet, daß der Rotterdamer Dampfer Weſtpolder
15 Meilen nordweſtlich von Scheveningen geſunken iſt. Man weiß
nicht, ob das Sckiſt torpediert oder T ne Miene gelaufen
iſt. Von den 18 Mann der Beſatzung wurden 12, darunter zwei
ESchwervertbundete, in Scheveningen gelandet. Auch ein Toter
wurde an Land gebracht.

SBern, 18. Januar. Pctit Pariſien meldet aus Breſt: Der
Ziſchdampfer St. Mathien wurde nach heftigem Feuer-
gefecht von einem U-Boot ver ſenkt. Drei Mann der Beſatzumz
wurden getöter und mehrere verwundet.

BVern, 15. Januar. Einer Melbourner Meldung der inaris erſcheinenden Chicago Triune zufolge kündigte die auſtra
ſche Admiralität an, daß letzthin eine Anzahl Kauffahrtiei-

ſchiffe von großem Tonnengehakt in den auſtraliſchen
Gewäſſern durch treibende Minen vernichtet wurden.
In gewiſſen Teilen der auftraliſchen Gewäſſer ſollen Treibminen,

lich von „neutralen“ Schiffen gelegt wären, ſehr zahl

r ein.
Aus dem Reichstage.

Die Liquidation fremden Eigentums in den
Reichslanden.

Der n des Reichotags verhandelte am Mitt
w n die Liquidation der Werte der Familie deSan e r re 4 An rnanderſetzungen beteiligten e Abg. Dr. n und Emmel,Ja r e 6 e v. h rr an e auf Grund von Bundesra ntro en Wahnahmen einmal auch auf ihre Rechtmäßigkeit zu

rü en. Die Abg. Trimborn, Ebert und ing brer Angelegenheit folgende Reſolution ein: Herrn

tre um durch die Aufſicht des ätzeSie die Jntereſſen der er n den
dikaten zu ſchügen.“ Dieſe Reſolution wünſcht alſo, daß die

vorhandenen Erze unter ſtaatli ntrolle geſtellt werden,
in Treue ſien derart knapp, wir un etmenvie Enhbeden von wy und Brieye annektieren en.rzb

Unt tsſekretär v. Stein erklärte man den in dieſerActe äußerten Wünſchen eiten getragen habe.

Wie die zEine weitere Reſolution

e eden Jntereſſenkreis des Stahl DieſeReſolutio rd Unterausſr n tenLiſchieng und Dr. Cohn.
Liſchi wird mit r Mehrheit angenommen.Na einer ku e nungsdebatte, im nur an
die Ausführungen Abg. Dr. Cohn, die glitt it der

eeerne eentra e 9einmal an den Unteraleſchuß mit der Maßgabe,

ulegen ſei, werde rwogen.othein, Ebert Stöve den Fhe

e

Der deutſche Tagesbericht.
Sroßes Hauptquartier, den 16. Jannar 1918.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppen Kronprinz Rupprecht und Deutſcher Kronprinz.

Bei und wu5 von Lens war die Artillerietätigkeit ge
Kteigert. Jn einzelnen Abſchnitten Erkundungsgefechte, ſüdweſt
lich von Ornes wurden Gefangene gemacht.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
mehrſtündiger Fenerwirkung ſtießzen franzöſiſcher Abtei

lungen nördlich von Badonviller vor und drangen vor
übergehend in unſere Gräben ein.

igene Aufklärungstruppen brachten in den oberen Vogeſen
Gefangene ein.

Oeftlicher Kriegsſchauplatz.
Nchis Reues.

Macedoniſche Front.
Im Cerna-Bogen erhöhte Gefechtstätigkeit.

Jtalieniſche Front.
wiſchen Brenta und Piave vielfach lebhafte Feuerkämpfe,

mit nderer Heftigkeit im Gebiete des Monte Aſolone. Die
Jtaliener haben ihre erfolgloſen Angriffe nur ſüdlich vom Monte
Fontang Seeca wiederholt; ſie wurden abgewieſen.

In dem Piave- Abſchnitt nördlich vom Montello verſtärkte
ſich das engliſche Artilleriefener.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

mee
daß der Verkauf nicht eher ſtattfinden ſoll, als bis der Unter

ausſchuß Bericht erſtattet hat. Dieſer Antrag wurde nach langer
Debatte einſtimmig angenommen. Die nächſte Sitzung findet
Donnerstag, nachmittags 3 Uhr, ſtatt. Tagesordnung: Saiſon
arbeiter, Zenſurdebatte, Belagerungszuſtand.

Der Ausſchuß für Handel und Gewerbe
erledigte in a Sitzungen vom 15. und 10. Januar eine ganze
Anzahl von Petitionen, die Stilleg ung und Zuſammenlegung
von Betrieben, Veſchlagnahme, Freigabe von Rohßoffen und Fragen
der Eun- und Ausfuhr betrafen. Außerdem fand eine General-
debatte über Fragen der Kriegs und Friekenswirtſchaft (über
allgemeine Veundfätze, die bei Stillegungen und Zuſammenlegung
von Betrieben anzuwenden ſeren) ſtatl. Dieſe Generaldebatte wurde
unterbrochen und vertagt. Wir werden ſeinerzeit im Zuſammen-
hang über ſie berichten. Der Ausſchuß beſchloß außerdem, unter
Hinzuziebung von Vertretern der Reichsbank, demnächſt die Frage
der Valuta und der Warenernfuhr nach dem Kriege
einer allgemeinen Erörterung zu unterfichen,

Der preußiſche Etat
wurde am Mittwoch von dem Finanzminiſter Dr. mit
einer längeren Rede im Abgeordnetenhauſe eingebracht. llte
die Finanzlage des Staates als ziemlich günſtig und durch den
Krieg nicht erſchüttert hin. Allerdings iſt ein Fehlbetrag von
über 100 Millionen Mark aufzuweiſen, aber nur dadurch, daß das
Erträgnis der erhöhten Steuerzuſchläge vorweggenommen wurde.
Es iſt nämlich ſo hoch wie das Defizit und würde dieſes ausge
glichen haben, wenn es erſt im diesjährigen Etat in Erſcheinung
getreten wäre. Sehr verſchlechtert haben ſich dagegen nach den
Ausführungen des Miniſters die Ueberſchüſſe der Eiſenbahnen,
auf deren tträgniſen der Staatshaushalt nicht zuletzt beruhte.
Der Miniſter erklärte es als unumgänglich notwendig, die Eiſenbahntarife zu erhöhen und in den achten Tagen wird dem Ab-

geordnetenhaus die Vorlage zugehen, wodurch die Perſonentarife
um 10 Prozent, die Cütertarife um 15 Prozent und die Militär-
tarife gleichfalls um 10 Prozent erhöht werden. Auch von der
kommenden Reicksfinenzreſorm ſind Beeinträchtigungen der preu-
ßiſchen Staatseinnahmen zu erwarten; der kommunale Laſten-
ausgleich ſoll mit Staatshilfe durchgeführt werden, bevor die
neuen Steuern eingeführt werden, auch eine umfaſſende Beſol-
dungsregelung ſteht in Ausſicht Iuxs langſam aber ſicher nähern
wir uns dem Tage, wo den Steuerzahlern die Rechnungüber
den Weltkrieg präſentiert werden wird.

Das Abgeordnetenhaus beriet darauf über die Vorſchläge, die
ſeine Kommiſſion zur Vereinfachung der Verwaltung gemacht hat.
Die Regierung ſoll ermächtigt werden, dieſe Vorſchläge durchzu
r Ge ſollen dadurch die Jnſtanzen eingeſchränkt, die Aemter

und Beamte erſpart werden. Die Kommiſſion hat gewiſſe
Verringerungen des Rechtsſchutzes in der Verwaltung beſeitigt,
die in dem urſprünglichen Entwurf enthalten waren. Der konſer-
vative Landrat v. Bockelberg konnte ſeine Bedauern über

Vorgehen der Kommiſſion nicht verhehlen. Das Haus trat
nach einer längeren Debatte, deren Koſten in der Hauptſache der

tler Cafſel beſtritt, den Beſchlüſſen der Kommiſ-
on

Es ſprach dann noch als letzter Redner der Frauenſtimm-
rechtsdebatte ein konſervativer Antiſemit namens Heins.
Dann wurden die Ausſchußanträge angenommen, alle weitergehen-
den Anträge abgelebnt, und bezeichnenderweiſe eine Petition des
d ren Frauenemanzipation der Regierung zur Erwägung

rwieſen.
Am Eonnaberd beginnt die erſte Leſung des Etaks und wird

möglicherweiſe noch in dieſer Sitzung zu Ende geführt werden.

Jm Herrenhauſeh Rorane Reſo e inedie e Geſetzentwurf eingebracht, der aus demt ääh e auf Eneignung polniſchen
Grundbeſies in der Oſtwark ſtreichen will. Tas Herrenhaus
Kberwies di. Vorlage am Mittwoch einer Kommiſſion, in die es die
bewährteſten tiſten entſandie. Die weitere Sitzung war be-
kanglos und DTebatte. Ein daterlandsparterlicher Antrag zum

edensſchluß ſoll ſpäter beraten werden. Donnerstag iſt wieder
eine Sitzung.

Politiſche VAeberſicht.
Deutſches Veich.

Kapp als Reichstagskandidat
Aus dem Wahlkreiſe RagnitPillkallen wird der Ger-

mania geſchrieben Die Kandidatur des Generallandſchaftsdirektor
Kapp, die von den Konſervativen aufgeſtellt wurde, begegnet aut
in manchen linksſtehenden Kreiſen einer gewiſſen Sympathie, ob
wohl Kapp einer der Begründer der Vaterlandspartei iſt. Dabei
fällt vor allem ins Gewicht, daß man annimmt, er würde als
beſter Kenner der landwirtſchaftlichen Verhältniſſe Oſtpreußens
eine beſondere Rolle bei den Verhandlungen mit Rußland ſpielen
Ob dieſe Auffaſſung von der Leitung der Fortſchrittlichen Volkp
partei geteilt wird, ſteht dahin.
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Eine Abſage an die Vaterlandspartei.
Unter der Ueberſchrift „Das kirchliche Buch und diePolitik“ ſchreibt ein mecklenburgiſcher Paſtor im Mecklen

burgiſchen Kirchen- und Zeitblatt u. a.:
Eine Ortsgruppe der „Deutſchen Paterlandspartei“ hat mir

dieſer Tage Flugblätter zugeſchickt und mich in einem Anſchreibenu „echter, rechter, von Hart iſt nicht gefärbter vaterländiſchen

etätigung“ aufgefordert. Jch ſoll mich für ſie ins g. en,
„Bekannte und Leute gewinnen“, „Anmeldungen un
entgegennehmen“. Die Flugblätter werden auch anderen Am
brüdern zugegangen ſein. Dürfen wir den r Dienſt
übernehmen, oder müſſen wir ihn ablehnen Jch meine, wir
müſſen ihn ablehnen. Um unſeres Amtes willen müſſen wir ihn
ablehnen. Dahin hat ſich vor kurzem auch der Paſtor Bartels zu
Bordenau in der Hannoverſchen Paſtoral-Korreſpondenz ausge
ſprochen. Er ſchreibt: Um ſo bedauerlicher muß es erſcheinen, daß
in neueſter Zeit immer wieder von ſolchen Geiſtlichen berichtet
wird, die an dem Streit über die ſogenannte Frieden
des deutſchen Reichstages aktiven Anteil nehmen, die ich
in Wort und Schrift eine lebhafte Werbetätigkeit für die Be
kämpfung jener Reſolution gegründete neue Partei entf

Der preußiſche Landtag der Zukunft.
Bei der Erörterung der Wa e 2 preußiſchen

Landtag fragte ein konſervativer Redner den RegierungsvertreterDr. Drews, wie man ſich die Wirkungen der Wehlre orm auf die

Zuſammenſetzung des preußiſchen Abgeordnetenhauſes denke. Drews
astwortete, daß auf Grund der letzten Wahlziffern unter dem

Wahlrecht das Abgeordnetenhaus folgende Zuſammen
etzung haben würde:

entrum 882olen 41
Konſervative 51434

ozial demokraten 10“
Verſchiedene Parteien. 1.

ationalliberale, 46
Fortſchrittler 409

Man kann ſich der Einſicht nicht verſchließen, daß die Aus
ſicht auf einen ſolchen Landtag weder für die Kraut, noch für
die Schlotjunker etwas Verlockendes hat. Noch dazu, wenn man
weiß, daß der Miniſter in dem menſchenfreundli Beſtreben,
verſchiedenen wackeligen Staatsſtützen einen Schlagfluß zu er
ſparen, die Wahlausſichten der Sozialdemokraten nicht einmal
hoch genug veranſchlagt hat.

Steuerreform in Bayern.
Dem bahriſchen Landtag iſt die in der Budgekrede des Finanz

miniſters angekündigte Vorlage zur Fortführung der Reform der
direkten Steuern zugegangen. Die Vorlage bringt ſieben Geſetz
entwürfe, nämlich den Entwurf eines Vermögensſteuergeſetzet,
eines Geſetzes zur Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes, eines

Geſetzes zur Abänderung des Hausſteuergeſetzes, eines Geſetze
zur Abänderung des Umlagengeſetzes, eines Geſetzes zur Abände-
rung des Kapitalrentengeſetzes, eines Geſetzes zur Abänderung
des Einführungsgeſetzes und endlich eines Geſetzes zur Abände-
rung der Kirchengemeindeordnung und der beiden Gemeindeord-

nungen für die Landesteile rechts und links des Rheins. Die
Vorlage ſoll in ihrer Geſamtheit ſozialen Geſichtspunkten Rech-
nung tragen.

Der Aelteſtenausſchuß des preußiſchen Abgerdnetenhauſes be

ſchloß, am Donnerstag und Freitag keine Plenarſitzungen abzuhalten, damit der Verfaſſungeaue chuß ſeine Arbeiten fördern

könne. Am 19. Januar beginnt die erſte Leſung des Etats
vom 24. Januar bis 23. Februar tritt eine Pauſe ein, um dem
Haushaltsausſchuß und Wahlrechtsausſchuß Zeit zu Beratungen
zu laſſen. Dann ſollen die zweite und dritte Leſung des Etats
folgen.

Aus aller Welt.
Wurſtunterſchlagungen eines Obermeiſters. Der Ober

meiſter der Schweinemetzgerin rungHermann Kellner, Mitglied des Aufſichtsrates der Vezugberwer
tungsgenoſſenſchaft der Kölner Schweinemetzgerinnung bekleidete
den Vertrauenspoſten an der Wage beim Verteilen des e
Durch einen Lehrling wurde bekannt, daß der Obermeiſter ſein
Quantum Wurſt zweimal ten ließ. Kellner wurde
verhaftet. Nach einer Aufſtellung der Stadtverwaltung ſoll es
ſich um 10 bis 15 Zentner Wurſt handeln. Die veruntreule Wurſt
wurde über den Höchſtpreis verkauft. Der als Zu vernommene
Obermeiſter der Kölner Jnnung erklärte, daß ner daß
Vertrauen genoß. Der Staatsanwalt beantragte neun
Gefängnis und 1000 M. Geldſtrafe. Das Urteil lautete aufMonate Gefängnis und 2000 Cibhraj



Gewerkſchaftliches.
Gegen Papyiernot und Papierwucher

nahm am Sonntag mittag eine ſtark beſuchte Verſammlung der graphin Arbeiterſchaft Dresdens Stellung, die vom Graphiſchen Kork u

resden, beſtehend aus den örtlichen Mitgliedſchaften der Verbände
der Buchdrucker, Lithogaphen und Steindrucker, Buchbinder und
Druckereihilfsarbeiter, nach dem Volkshauſe einberufen worden war.
Nach einem Referat des Gauvorſtehers der Buchdrucker, und nach
einer kurzen Ausſpra
die die Verſammlung Proteſt einlegt gegen die mangelhafte Papierver
ſorgung des geſamten re Gewerbes und gegen den Papier
wucher. Eine weitere Einſchränkung der Druckerzeugniſſe würde nicht
nur eine bedenkliche Benachteiligung aller Volks während der
Kriegszeit bedeuten, ſondern ſie beſonders auch das geſamte graphiſche
Gewerbe ſchwer ſchädigen und die Stillegung weiterer Betriebe zur
Folge haben. Auch das Ausfuhrverbot für ierwaren vom B. Ja-
nuar d. J. laſſe eine Lahmlegung vieler Betriebe der Papierverarbei
tungsinduſtrie befürchten. Daher ſei für die geſchädigten Beruſe ein
vollgültiger Verdienſterſatz notwendig. Der Vorſtand des G n
Kartells wird ſchließlich beauftragt, in einer Eingabe an den Reichs
kanzler zu verlangen, daß dem fortdauernden und ſtetig ſteigenden
Papiermangel von den dazu berufenen Stellen wirkſamer als bisher
entgegengewirkt wird. Zur Abſtellung der Behinderung des graphiſchen
Gewerbes durch die mangelhafte Kohlen und Lichtverſorgung ſoll der
Vorſtand bei der Stadtverwaltung vorſtellig werden.

Soziales.
Die Kriegsbeſchädigten-Organiſationen.

Als ſich nach dem Ausbruch des furchtbaren Weltkrieges die
Kriegsopfer an Menſchen mehrten, und die Zahl der Kriegsbeſchädig-
ten ſtieg, ſo waren ſie in den erſten Jahren des Krieges ſich ſelbſt
überlaſſen. Jn ſpäterer Zeit gingen einige dieſer Kriegsbeſchädigten
daran, ſich zuſammenzuſchließen, um ihre Jntereſſen gemeinſchaft-
lich zu vertreten. Man gründete deshalb Lokalgruppen. Kurz nach
deren Gründung fanden ſich auch einige Kreiſe aus dem Unter-
nehmertum, die ſich der Sache zu widmen ſuchten, um dieſe neuen

wurde eine Entſchließung e durch
e
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Lotalorganijatio wo machen. So de e vertketen allein in der i 3 Wkam es auch wer vie becelen d r Gründen i eit wird es Leipzig zu e olche
Eſſener Verbandes. Dieſe Vereinigung, an ihrer Spitze HerrAdorf, hat es ſich angelegen ſein laſſen, ſie Mithlieder dem Unter

nehmertum in die zu treiben.Daraufhin wu de eine Geoenorganiſation gegründet, die ihren
Sitz in Berlin hat und ſich „Bund der Kr e ä
ten und ehemaligen Kriegsteilnehmer“ nennt. Sein

weck iſt: Die Wahrung der gemeinſamen Intereſſen der Kriegs
ſchädigten und Kriegsteil er durch dieſe ſelbſt

über ne wehen der wie im Wirtſchaftsleben,
der Kameradſchaft und der Solidarität. Der d iſt parteipolit
und religiös neutral. Insbeſondere fordert der Bund: Völlige
materielle Sicherſtellung der Kriegsbeſchädig-
ten, Reform des geſamten Militärrentenweſens, ſowie ſozialpoli
tiſche Schutzgeſetzge v für die wirtſcha noch tätigen Kriegs
beſchädigten, völlige Gleichſtellung Kriegsteilnehmer hin
ſichtlich ihrer ſtagts bürgerlichen Rechte mit allen anderen
Teilen der Bevölkerung, Umwandlung des Heeres in ein wirkliches
rer Eine Politik, die der Entſtehung künftiger Kriege vor

ugt.s nun der „Bund der Kriegsbeſchädigten und ehemaligen
Kriegsteilnehmer“ eine Maſſenpetition für die Erhöhung der Kriegs

beſchädigten an den Reichstag einreichte, ſo war es der Eſſener Ver
band, deſſen Vorſitzender, Herr Adorf, in ſeinem Verbandsorgane
eine Erklärung gegen unſere Eingabe losließ, in der er nicht nur
dieſe bekämpfte, ſondern darüber hinaus die baldige Erhöhung der
Kriegsbeſchädigtenrenten für unmöglich erklärte. Unſere Forde
rung auf „ſofortige erhebliche Heraufſetzung der Renten“ bezeichnete
Herr Adorf als „an ſich genau ſo erbärmlich und verdam-
mungswürdig wie die Streikbewegung im Lande“. Damit noch

Unterzeichnung unſerer Petition gewarnt wurden.
So ſieht alſo die Kampfesweiſe und die Jntereſſenvertretung

des Eſſener Verbandes aus!

nicht zufrieden, hat der Eſſener Verband noch eine Notiz an die
Tageszeitungen verſandt. in der die Kriegsbeſchädigten vor der

Bis jetzt hatte der „Bund der Kriegsbeſchädigten“ in e
noch keinen Fuß faſſen können. Allen Kriegsbeſchädigten, die
einer Organiſation anſchließen wollen, wäre zu raten, nur dem
„Bund der Kriegsbeſchädigten und ehemaligen r r
in Berlin beizutreten. Dieſe Organiſation iſt es, die ie Jntereſſen

d DDBekanntmachung
betr. die Gültigkeit der Saatkarten

über Sommerſaatgetreide.
Der Herr Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts

hat durch Verordnung vom 22. Dezember 1917 (Reichs-
Geſetzbl. S. 1124) die Befugnis der Kommunalverbände,
den Gemeinden die Erlaubnis zur Ausſtellung von Saat-
karten zu erteilen, aufgehoben und die Gültigkeit der
Sagtkarten davon abhängig gemacht, daß ſie von der
höheren Verwaltungsbehörde mit Prüfungs- und Stempel-
vermerk verſehen werden. Demgemäß ſind die in meinem
Geſchäftsbereiche bereits ausgeſtellten Saatkarten über
Sommerſaatgetreide, deren Belieferung vom 1. Januar
1918 an zuläſſig iſt, zur Prüfung uſw. unverzüglich an
mich einzureichen.

Merſeburg, den 7. Januar 1918.
Der Regierungs-Präßſident.

Bekanntmachung.
Beträfft die Gemeinde-Einkommenſteuer-Ver-

anlagung derjenigen Gewerbetreibenden, Berg-
bau und Eiſenbahn-Unternehmer, bzw. Erwerbs-
geſellſchaften, deren Unternehmen ſich außer auf

Halle noch über andere Gemeinden erſtreckt.
Zum Zwecke der Verteilung des der Gemeinde-Ein-

tommenſteuer unterliegenden Einkommens aus den oben
bezeichneten Unternehmungen für das Jahr 1918 werden
die beteiligten Unternehmer bzw. Geſellſchaftsvorſtände
gemäß S 20 der hieſigen Gemeindeeinkommenſteuer-Ord-
nung vom 4. März 1895 hierdurch aufgefordert, ſpäteſters
bis zum 16. Februar 1918 einen Verteilungsplan bei
uns einzureichen.Dieſer Plan muß nach den Beſtimmungen der g8 47
und 48 bzw. 48 a des Kommunal-Abgaben-Geſetzes ent
halten und zwar im 3 jährigen Durchſchnitt:

a) bei Verſicherungs-, Bank- und Kreditgeſchäften die
erzielten Bruttoeinnahmen,

b) in allen übrigen Fällen die erwachſenen Ausgaben
an Gehältern nnd Löhnen (einſchließlich Tantiemen
des Verwaltungs- und Betriebsperſonals).
Außerdem ſind die Geſchäftsberichte, Jahresabſchlüſſe,

ſowie die entſprechenden Beſchlüſſe der Generalverſamm-
lungen für die in Betracht kommenden Wirtſchaftsjahre
beizufügen.

Halle, am 12. Januar 1918.
Der Magiſtrat.
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Baterlandspartei und Kriegs
goreevwinnler.

Es iſt bekanntlich auch ein Trick der, Vaterlandspartei
preſſe, die Gegner eines Gewaltfriedens als „Freund
des internationalen Großkapitals“ zu bezeichnen! Die Vater
landsparteiler hoffen durch die ſkrupelloſe Ungeniertheit dieſer
Anſchuldigung zu verblüffen. Die Frankfurter Zeitung ant-
wortet nun auf die ungemein verwegene Behauptung, ſie ſei

ein Blatt der „Hauptkriegsgewinnler“, mit einer ſehr lehr
reichen Zuſammenſtellung der Kriegsgewinne von 37 ſchwer

induſtriellen Aktiengeſellſchaften.
Das Frankfurter Blatt hat ſorgfältig gerade ſolche Geſell

ſchaften ausgeſucht, in deren Leitungen als Verwaltungs- oder
Aufſichtsräte oder als Direktoren überwiegend ſolche Perſön
lichkeiten ſitzen, deren Namen auch als Hauptmaächerin
der Vaterlandspartei unter deren Aufrufen zu finden
ſind. Stellt man die Namen der Hauptaktionäre und Leiter

dieſer 37 Bergwerks- und Hüttenunternehmungen, Eiſen und
Stahlwerke zuſammen, ſo hat man auch die Hauptagitatoren
für große Gebietsvergrößerungen im Oſten und Weſten, die
dringlichſten Beafürworter der dauernden Okkupation Belgiens,
der franzöſiſchen Erzgebiete, des nordfranzöſiſchen Kohlen-
ſtriches gegenüber England, und was dergleichen Eroberungs-
ziele mehr ſind. Man hat dann auch die Namen der Leute vor
ſich, die ſelbſt oder durch Beauftragte immer noch nach 33
Jahren Krieg! vor einen „vorzeitigen Frieden“ warnen,
vom „Durchhalten bis zum äußerſten“ reden und. verſichern,
„zu jedem Opfer“ bereit zu ſein. s

Wir geben nachſtehend die Endziffern der Kriegsgewinn
Zuſammenſtellung in der Frankfurter Zeitung wieder, zum
Vergleich auch die auf das letzte Friedensjahr bezüglichen An
gaben:

1913 1916oder 1913/14 oder 1916/17
in Mill. M. in Mill. M.

Abſchreibungen und Rückſtellungen, vor

Reingewinn 1181,57 349,09Reingewinn (ohne Vortrag) 2203,58 353,47
Dividende, Bonus uſw. 1136,86 229,25Rückſtellungen aus Gewinn 56,11 101,36

Dieſe gewaltigen Kriegsgewinne ſind äußerſt charakteri-
ſtiſch für unſere Hriegs wirtſchaft. Eine relativ kleine Zahl
von großinduſtriellen Werken erhöht ihre an und für ſich ſchon
hohen Betriebsüberſchüſſe während des Krieges in einem koloſ-
ſalen Ausmaß, die Hauptvertreter dieſer Großinduſtrie aber

e in einem forxt, ſie ſeien „zu jed n ger her es
ffe kein „vorzeitiger Friede nach über 328 Jahren

Krieg! geſchloſſen werden. Die Befürworter eines Verſtän
digungsfriedens, die auf die kataſtrophalen Folgen einer noch
längeren Kriegführung, auf die ungeheuren materiellen Ent-
behrungen und ſeeliſchen Leiden der Volksmaſſen weitſichtig
Bedacht nehmen, werden von den Organen der Hauptkriegs-
gewinnler nicht nur der „Flaumacherei“, der „weiblichen Ner-
venſchwäche“, ſondern auch ziemlich unverblümt des heimlichen
Einverſtändniſſes mit Deutſchlands Feinden bezichtigt! Dieſe
Leute, die mit den ſchwerſten Anſchuldigungen auch gegen die
Reichstagsmehrheit und die Regierung vorgehen, dieſe „zu
jedem Opfer Bereiten“ (ſiehe die gewaltigen Kriegsgewinnel)
bemeſſen die vaterländiſche Geſinnung wahrſcheinlich nach der
Zahl der eingenommenen großinduſtriellen Verwaltungs und
Aufſichtsratsſtellen. Je höher die Tantiemen und Gewinn-
„opfer“, deſto größer die „vaterländiſche“ Vertrauenswürdig-
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Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Demeter den 17. Januar 1918.
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2. Jahrgang.

keit. Das deutſche Volk beſteht aber in ſeiner Mehrzahl nicht
aus rüſtungsinduſtriellen Intereſſenten oder Kriegsgewinn
lern, ſondern aus Menſchen, denen der Krieg eine furchtbare
Notlage gebracht hat.
Wären die Maßgebenden in der Vaterlandspartei wirk

lich bereit, „jedes Opfer für das Vaterland zu bringen“, dann
müßten ſie zunächſt einmal auf ihre gewaltigen Kriegsgewinne
verzichten! Daß ſie nicht daran denken, vielmehr noch nach
höheren Gewinnen auf Koſten des Vaterlandes trachten, lehrt
uns jeder Tag. Wenn der bacchanaliſche Tanz um das goldene
Kalb den Gewinnjägern nicht das Gefühl für die wahren
Empfindungen der darbenden Volksmaſſen geraubt hätte, dann
würden ſich wenigſtens die leidenſchaftlichſten Tänzer einer
beſcheidenen Zurückhaltung bei der Aufſtellung ihrer kriegsver-
längernden Eroberungsziele befleißigen. Aber auf die unpro-
fitable Zier der Beſcheidenheit wird dort gern verzichtet. Dar
um muß das wirkliche Volk den Kriegsgewinnlern deutlich
ſagen, daß es den Krieg um Eroberungen willen nicht er-
tragen will.

„Bismarckiſch“ reden!
Die Alldeutſch-Konſervativen ſteuern mit immer größerer Offenheit

auf einen ſcharfen Kurs gegen die Sozialdemokratie los und verſuchen,
dafür auch die Regierung einzufangen. Das tut denn auch die allezeit
unentwegte Halleſche Zeitung rüſtig mit, ja, ſie verſucht darin noch
ihre Zeitungsgeſchwiſter zu überbieten. Wie weit das geht, dafür nur
einige Beiſpiele aus den letzten Tagen.

In einem Artikel über die Behandlung der preußiſchen Wahlrechts
vorlage in der hierfür eingeſetzten Kommiſſion lobte ſie alle reaktionären
Parteien, die dabei offen Verſchleppungspolitik treiben, über das
Schellendaus und ſchmälte um ſo mehr auf die Linke, die ſolche unver-
antwortlichen Manöver beim richtigen Namen nannte. Dabei las ſie
r auch der angeblich reformeifrigen Regierung folgendermaßen die

eviten:
Um ſo verwunderlicher erſcheint es uns, daß die es ung durch

ihre Hauptvertreter im Ausſchuß, den Vizepräſidenten des Staats
miniſteriums Dr. Friedberg und den Miniſter des Innern Dr.
Drews, den Abſichten und Forderungen der Demokraten und Sozial
demokraten in einer Weiſe in die Hände arbeitet, die wir
nur als überaus bedenklich und gefährlich bezeichnen können.
Das Argumenklieren mit der Nof wendigkeit der Gewährung des
gleichen Slimmrechls wegen der Leiſtungen der unbemittellen Klaſſen
während des Krieges iſt eine ungerechtferligie Opporkunilälspolilit
und das fortgeſetzte Herausſtellen der Krone durch den wiederholten
Hinweis auf die königlichen VBotſchaften ein verwerflicher
Deckungsverſuch für die politiſchen Fehler der vergangenen Re-
gierung. Als geradezu erſtaunlich und aufs höchſte gefährlich
müſſen wir es aber betrachten, daß der Vizepräſident des Staatsmini-
ſteriums aus einem etwaigen Scheitern der Wahlrechtsvorlage eine
„außerordenkliche Schwöchung des Siegeswillens der breilen Maffen“
folgert. Der Ausdruck einer ſolchen Befürchtung ſteht für uns
nahezu auf der gleichen Skufe, wie die bekannten Drohungen Scheide

manns für den Fall einer Ablehnung des gleichen Wahlrechts. Wenn
mit ſon geplant ſein ſollte, ſo dürfte ſich die Regierung

gründlich verrechnen. Unſeres Erachtens hat der Beginn
der Wahlrechtsverhandlungen im Ausſchuß und die Aufnahme, die
dieſen Verhandlungen von der Demokratie und Sozialdemokratie be
reitet worden iſt, erſt recht die Not wendigkeit einer
eingehenden und gewiſſenhaften Prüfung der
Vorlagen ergeben.

Zu was macht denn aber auch die Regierung ſolche Geſchichten?
Kann ſie denn gar nicht einſehen, daß die breiten Maſſen lediglich als
Kanaille zu betrachten ſind, die man braucht, wie man will, denen man
aber doch um Himmelswillen keine neuen Rechte gibt.

Noch deutlicher jedoch wurde dieſe unentwegte Ruferin im Streit in
einem Artikel, den ſie den Verhandlungen in Breſt-Litowſk widmete.
Darin erklärte ſie ſich vor allem erfreut über das Auftreten des Ge
nerals Hoffmann, der zu den Trotzki und Genoſſen in Bismarckiſchem
Deutſch geſprochen und das Uebelgebilde ihres Dünkels mit den kühnen
Worten geſtört habe: „Das ſiegreiche deutſche Heer ſteht in Jhrem

n Ausführungen von Regierrmgsſeite ein Druck auf das

Gebiet!“ So etwas möchte die Halleſche Zeitung auch einmal gegenüber der Sozialdemokratie getan ſehen, denn am Gede Ja ſie: ws

Durch ganz Deutſchland ging ein Aufatmen, als es von dieſer

an 8 e u e W und re ſind vererung anSprache finden, die General n in e

„Bismarckiſch“ ſoll alſo mit der Sozialdemokratie, mit dem ganzen
deutſchen Volke geredet werden. Das heißt, die Regierung ſoll doch nun
endlich einmal auf das alte Bismarckſche Rezept der ſcharfen Verfolgung
alles deſſen zurückgreifen, was nicht nach der konſervativen Pfeife tanzt.
So will es die Halleſche Zeitung, ſo wollen es die Konſervativen, wollen
es überhaupt alle diejenigen Leute, die ſich gegenwärtig am über
patriotiſchſten geberden. Ob die Regierung ſo töricht ſein wird, darauf
einzugehen, bleibt abzuwarten. Aber alle dieſe konſervativen Herrſchaften
mögen ſich hüten, den Bogen allzu ſtraff zu ſpannen. Es könnte ſein,
daß er bricht und dan alle Reaktionäre rückſichtslos für immer über
den Haufen wirft!

Der Provinziallandlag findet am 5. Mai in Merſeburg ſtatt,
wie eine Bekanntmachung im Reichs und Staatsanzeiger beſagt.

Die Meldepflicht des ungausgebildelen Landſturms. Von der
ZivilErſatzkommiſſion für den Stadtkreis Halle wird erneut
darauf hingewieſen, daß die unausgebildeten Landſturmpflichtigen gegen
wärtig den militäriſchen Melde- und Kontrollvorſchriften unterliegen
und demnach verpflichtet ſind, jede Wohnungsveränderung anzuzeigen.
insbeſondere beim Wechſel des Aufenthaltsortes ſich am bisherigen
Aufenthaltsort von der Landſturmrolle ab- und im neuen Aufenthalts-
orte zu dieſer ſofort wieder anzumelden. Hiervon werden auch die
jenigen Wehrpflichtigen betroffen, die als dauernd dienſtunbrauchbar
ausgemuſtert worden waren, ſich aber auf Grund des Geſetzes vom
4. September 1915 erneut melden mußten. Die noch nicht Gemuſterten.
ſowie diejenigen, die bei den Kriegsmuſterungen nicht ausgehoben, ſon
dern zurückgeſtellt worden ſind (Entſcheidung: zeitig untauglich, zeitig
garniſon oder arbeitsverwendungsunfähig), haben die Meldungen im
Stadthauſe Schmeerſtraße 1 II I., Zimmer 18, zu bewirken. Für die
jenigen, die bei den Muſterungen ausgehoben worden ſind (Entſcheidung:
kriegsverwendungsfähig, dauernd oder zeitig garniſonverwendungsfähig
oder arbeitsverwendungsfähig) iſt das Königliche Bezirkskommando.
Deſſauer Straße Nr. 69, die zuſtändige Meldeſtelle. Unterlaſſung der
Meldung hat Beſtrafung nach den Militärgeſetzen zur Folge.

Familienunterſtützungen für kriegsgetraute Ehefrauen, die
unmittelbar nach der Eheſchließung unterſtützungsbedürftig werden,
ſind nach einem neueren Erlaß des Miniſters des Jnnern von dem-
jenigen Lieferungsverband zu zahlen, in dem die Ehefrau vor der
Eheſchließung ihren gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat. Jſt die
Unterſtützungsbedürftigkeit kriegsgetrauter Ehefrauen erſt geraume
Zeit nach der Eheſchließung eingetreten, ſo richtet ſich die Zuſtändig-
keit der Lieferungsverbände nach dem derzeitigen gewöhnlichen
Aufenthaltsort der Frauen. Vorehelichen Kindern oder Kindern
erſter Ehe, die von kriegsgetrauten Ehefrauen mit in die Ehe ge-
bracht worden, ſoll in Gemeinſchaft mit der Mutter auch dann
Familienunterſtützung gewährt werden, wenn der Ehemann bisher
für dieſe Kinder nicht geſorgt hat. Jn dieſen Fällen kann ohne be-
ſondere Feſtſtellung angenommen werden, daß der Ehemann in Zu
kunft für ſie ſorgen will, und daß das Unterſtützungsbedürfnis mit
der Eheſchließung und erſt nach ſeinem Dienſteintritt hervorge
treten iſt. Haben die Kinder indeſſen ſchon vorher Familienunter-
ſtützung erhalten oder die rechtliche Stellung ehelicher Kinder nich
erlangt, ſo iſt eine Familieneinheit nicht anzunehmen, vielmehr iſt
der bisher verpflichtete Lieferungsverband auch fernerhin für die
Zahlung der Familienunterſtützung an ſie zuſtändig, ſelbſt wenn die
Kinder ſich jetzt im Haushalt der Mutter befinden.

Die verſchiedenartigen Nahrungsmittelmengen in den einzel-
nen Städten. Häufig kann man die Meinung hören, daß in ein-
zelnen Städten die Menge der zur Verteilung kommenden Nah-
rungsmittel größer ſei als in anderen. Dieſe Behauptung iſt durch
aus nicht falſch, und zwar erklärt ſich die unterſchiedliche Behand-
lung der Bevölkerung auf folgende Weiſe. Das Kriegsernährungs-
amt vertritt die Anſicht, daß, je größer eine Stadt iſt und je mehr
Jnduſtrie ſie hat, ſie ſich um ſo ſchwerer mit Nahrungsmitteln ſelbſt
verſorgen kann. Aus dieſem Geſichtspunkte heraus hat das Kriegs
ernährungsamt einen Verteilungsſchlüſſel ausgearbeitet und danach
die Städte in Klaſſen eingeteilt. Städte mit vorwiegend Jnduſtrie-
bevölkerung erhalten dann eine höhere Zuweiſung von Lebens-
mitteln. Der Kommunalverband und die einzelne Gemeinde kann

Liſette.
14] Eine flämiſche Dorfgeſchichte.

Von O. Bilſener.
Deutſche Uebertragung von Hermine Schmidt-Lahr.

Er raſſelte die ganze Reihe der reichen Erbinnen der
Gegend herunter, aber bei jedem Namen ſchüttelte Edgar ver-
neinend den Kopf. Am Schluß ſeiner Weisheit angekommen,
blickte Roels ſeinen Sohn fragend an. Aber der junge Mann
hatte den Kopf geſenkt und ſagte nichts.

„Alſo ſo ſag doch endlich, wer es iſt und ob ſie Deiner
würdig iſt.“Nun, vom ländlichen Geſichtspunkt war ſie ſeiner aller
dings nicht würdig. Hier ſtand ein großer Geldſack einem
Klapperſack gegenüber. Alles übrige, Schönheit, Geſundheit,
gute Eigenſchaften, alles das war Nebenſache und Vater
Roels wußte zu rechnen, ihm konnte man nichts vormachen.

„Na alſo?“
In die Enge getrieben, ſtammelte Edgar in größter Ver

wirrung „Liſette Nolf!“Vor Beſtürzung entfiel Roels ſein Pfeifenkopf, ſo daß
er von den Fließen hoch aufſprang. Hatte er recht gehört oder
wollte ihm ſein Sohn als Strafe für ſeine ſtrenge Predigt
einen Schabernack ſpielen? Nein, ſo ſchien er gar nicht auszu
ſehen! Er blieb ſitzen mit einer Armeſündermiene, mit ſtarren
Augen und zitternden Händen, wie ein Angeklagter vor Ge
richt. Aber s war außer ſich. Das ging denn doch über
das Bohnenlied. Um ſich zu vergewiſſern, ob er recht l
habe, fragte er noch einmal: „Haſt Du wirklich geſagt Liſette

Nolf?“r Du zur Frau willſt?“

Es war alſo kein Zweifel mehr. Aber als ob Edgar etwas
ungeheuerliches geſagt hätte, brach Roels in ein ſo unhandiges Lachen aus, daß alles Geſchirr und die Schüſſeln

wackelten und die Fenſterſcheiben klirrten. Er lachte ſo von
erzen, daß ihm die Tränen in die Augen traten. Er ſchlug
ch auf die Knie wie einer dem man eben die ſchlüpfrigſte

Geſchichte erzählt habe. Edgar verhielt ſich ruhig. Dieſe er
nli iterkeit, die ihm ſehr wenig angebracht ſchien,her ni z le ahnen. Er fürchtete einen Rückſchlag. Der

ließ denn e nicht auf ſich warten. Vom Scherz zum Ern
pübergehen lanzte ſich Roels vor ſeinen Sohn hin und ſagte

d

ſt würde. R

mit knirſchenden Zähnen: „Narr, der Du biſt! Nicht zufrie
den, mir die Stols und die Rubens auf den Hals zu jagen,
bildeſt Du Dir ein, ich hätte Luſt, die Nolfs aus dem Dreck zu
ziehen, um der ſchönen Augen der Tochter willen, die ſich ja
recht angeſtrengt haben muß, um Dich zu begeiſtern!“

„Aber ich liebe ſie doch,“ ſtotterte Edgar.
„Dann kannſt Du mit ihr machen, was Du willſt, aber

heiraten niemals! Niemals!!“ Er ballte ſeine Fäuſte und
ſchäumte vor Wut. Edgar wartete, bis ſich das Gewitter ver
zogen habe.

„Weißt Du, was es ſetzen wird, wenn Du mir noch ein
mal mit dieſem unſinnigen Plan kommſt?“ fragte er drohend
und trat auf ihn zu: „Ein Tritt ins Geſäß!“ brüllte er noch
lauter. Vorläufig gab er der Tür einen Tritt, daß ſie in den
Angeln krachte, warf ſie höhnend zu, rannte hinaus, durch
ſtürmte den Hof in großen Sätzen und entfernte ſich durch die
Einfahrtstür. Draußen vor der Tür prallte er faſt mit dem
Schneider Rubens, dem Vater der Stina, zuſammen. Rubens
war ein kleiner, ſchmächtiger, leidend ausſehender Mann. Er
ſah ab und zu ein bißchen tief ins Glas, wenn es gerade ein
mal ſeine Geſchäfte erlaubten, was übrigens höchſt ſelten der
Fall war. Er hatte unbarmherzige Gläubiger, die ihm jede
unnütze Ausgabe als Schädigung ihres Vermögens vorwar-
fen. Deshalb zog er auch den ſtillen Suff vor.

Zur Stunde ging es ihm glänzend, das lag am Tod des
Notars. Er hatte eine Menge Gemeindemitglieder veranlaßt,
ihre Trauergewandung nachſehen und ausbeſſern, wo nicht
gar etwas anfertigen zu laſſen. Rubens hatte zwei Tage und
zwei Nächte gearbeitet und damit ſeiner Koſſe wundervoll auf
geholfen. Was Wunder, daß das Glück begoſſen werden
mußte. So war denn der gute Mann etwas angeſäuſelt, als
er Roels vertraulich begrüßte: „Guten Tag, Gevatter!“

„Gevatter?“ fragte Roels verblüfft.
„Gewiß, Gevatter! und hoffentlich auf immer!“ erwiderte

der kleine Mann zuverſichtlich, „da Dein Sohn meine Tochter
geſchwängert hat, nehme ich an, daß er ſie heiraten wird, denn
es iſt nicht mehr wie recht und billig. Dann ſind wir Ver
wandte und ich kann Dich Gevatter nennen.“

Roels große Wut legte ſich mit einem Schlage. Mit
jener praktiſchen Vernunft und Verſchlagenheit, die jeden noch
ſo dummen Bauern auszeichnet, begriff er ſofort, daß eine ſo
re Gelegenheit wie der jetzige Zuſtand Rubens zur Er-
edigung der Angelegenheit vielleicht nicht mehr wiederkommen

Rubens war ſchließlich nicht jeden Tag angeheitert.
Alſo hieß es handeln.

„Mein guter Junge,“ ſagte er und ſchlug ihn auf die
Schulter, „wir werden das ſofort erledigen.“

Und da die Straße Ohren hat und für ſolche Angelegen-
heiten ein recht unpaſſender Ort iſt, nahm er den „Gevatter“
auf ſeinen Hof und führte ihn in einen kleinen Raum, den
man Geſchäftszimmer nennen konnte, in dem nur vier ſcheuß-
liche Stiche hingen, die die vier Jahreszeiten darſtellten.
Rubens ließ ſich gern einladen, ſich im Lehnſtuhl des Haus-
herrn niederzulaſſen. Einem kleinen Schränkchen, deſſen Glas
Rubens wie eine himmliſche Lichterſcheinung zu leuchten ſchien,
entnahm Roels ſofort eine Flaſche Rotwein, zwei Gläſer, eine
Kiſte Zigarren und ſetzte ſie auf den Tiſch, auf dem noch ein
Schreibzeug ſtand.

Hier nun erklärte Roels mit einem großen Aufwand von
Vernunftsgründen, untermiſcht von langen Phraſenreden, dem
Schneider, daß weder er noch ſeine Tochter die geringſte An
deutung eines Beweiſes hätten, daß Edgar ſchuldig ſei. Und
wenn der Vater oder die Tochter ſich einfallen ließen, Edgor
als den Vater des Kindes zu bezeichnen, der Verbreiter ſolcher
Nachrichten mit dem Gericht ein Hühnchen zu rupfen bekäme.
Und Roels ergriff ein altes verſtaubtes Geſetzbuch mit großen
Eſelsohren und las ſofort Rubens den Artikel vor, nicht ohne
zwei Jahre Gefängnis der tatſächlich angedrohten Strafe bei
zufügen. Jmmerhin zeigte er ſich leutſelig und verbindlich
und wenn Rubens einen Schein, den er ſelbſt verfaſſen würde,
unterſchreiben wollte, ſo würde er ihm im Frühjahr, falls die
Geſchichte verborgen bleibe, ſein Häuschen in wundervollem
roten Ziegelſtein neu aufbauen laſſen.

Der verdutzte Rubens wollte ſeinen Ohren nicht trauen.
Was, ſeine Tochter und er, die nicht das geringſte Recht
hatten, im Gegenteil, ſich eine ſchwere Strafe auf den Hal
laden konnten, ſollten ein neues Haus erhalten, ein neues
Haus, das ihm allein gehören würde, ein Haus mit ſcharlach-
roten Ziegeln. Rubens glaubte bereits ſeine Turteltauben
auf dem Dache girren zu hören. Fein! Wie recht hatte doch
ſeine Tochter gehabt, ſich ins Unglück ſtürzen zu laſſen! Jn
dem Falle konnte man ſich das ja gefallen laſſen.

Sichtlich bewegt vergoß er, wie es ſeinem umnebelten Zu
ſtand entſprach, eine heiße Träne der Dankbarkeit und Freude
und unterſchrieb zweimal.

Was das Papier enthielt, hat man nie erfahren. Aber
Edgar war der Sache los und ledig.

Wenigſtens vorläufig.

(Fortſetzung folgt.



an dieſer Einrichtung nichts ändern. Höchſtens kann eine Stadt
um Verſetzung in eine höhere Zuteilungsklaſſe einkommen, Wenn
ſie nachzuweiſen vermag, daß ihre beſonderd e rigen Verhält
niſſe nicht berückſichtigt ſind.

Die Kohlrübe kommt wieder Wiederholt iſt im J de
letzten Sommers, bei den Auseinanderſetzungen über die Kartoffel-
und Marmeladeverſorgung, von amtlicher Stelle erklärt worden,
ein neuer Kohlrübenwinter folle dem Volke erſpart bleiben. Da
mit hat man bisher Wort gehalten und hält es auch weiter, nur
mit dem Unterſchied, daß die Kohlrübe den Perbrauchern in mann
cherlei Formen zum Frühjahr verabreſcht werden ſoll. Ein
Rundſchreiben der Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt weiſt bereits die
Provinzialſtellen an, feſtzuftellen, welche Mengen Kohlrüben zur
ine geſtellt werden können. Einzelnen Stellen ſi ſogar

n die Mengen genannt worden, die angefördert werden ſollen.ie Kohlrübe ſoll re Verwendung als Friſchgeküſéerfctz Und zur

un von Sauerkraut und Dörrgemüſe fühden. Auch die Run
elrübe wird in Anſpruch genommen, und zwWär vom Kriegsausſchuß

für Kaffee und Tes und von der Heerrsverwaltung. Um die Pro-
dugenten zu veranlaſſen, freiwillig recht viel Rüben zu liefern,
wird ihnen ein hoher Preis in Ausſicht geſtellt. Für den Zentner
Kohlrüben ſollen ſie 3 M., für den Zentner Runkelrüben 2.50 M.
erhalten. Muß zur Enteignung geſchritten werden, ſo werden nur
die geſetzlichen Höchſtpreiſe von 1.75 M. und 1.50 M. gegahlt. Wir
ſehen alſo glücklichen Zeiten entgegen!

HeringsHoffnungen. Der Berliner Lokal-Anzeiger mekdet:
„Ueber die Gewäſſer zwiſchen Nord und Oſtſee geht gegenwärtig ein
unermeßlicher Heringsſegen nieder. Eine Riefenflotte von Herings
fängern iſt im Skagerrak und Kattegatt eingetroffen, wohl über
300 Motordampfer, die mit-dem Fange begonnen haben und in der
turzen Zeit ihxes Aufenthalts in den dortigen Gewäſſern bisher weit
ſiber 1 110000 Kiſten Heringe (eilva 110 Millionen Heèrinse) ihrem
Element entriſſen und zugleich einen ſtattlichen Millionengewinn
herausgefiſcht haben. Und jeder Tag bringt neue Millionen hinzu.“
Wenn von den Millionen doch auch ein paar hunderttauſend nach
Halle kämen! Soviel wir wiſſen, ſoll unſere Einwohnerſchaft in
nächſter Zeit wenigſtens wieder je einen halben Hering bekommen.

Kein Elefanteneſſen. Leider wird nichts daraus, entgegen unſrer
geſtern ausgeſprochenen Hoffnung. Der Elefant Bupari iſt nämlich
nicht erſchoſſen oder geſchlachtet worden, ſondern an Darmverſchlingung
zugrunde gegongen, alſo krepiert. Infolgedeſſen kann das Fleiſch nicht
zur menſchlichen Nahrung freigegeben werden; es dient lediglich den
Tieren im Zoologiſchen Garten zur Fütterung. Die wertvolle Haut
e hat man dem Zooldyiſchen Inſtitut zu Ausſtopfungszwecken über
geben.

Veſchiagnahme der Mauerſteine. Eine amtliche Bekanni-
machung, die ſoeben erlaſſen worden iſt und am 25. Januar in
Kraft tritt, ordnet die Beſchlagnahme ſämtlicher Mauerſteine und
Dachgiegel insbeſondere gehrannte Tonſteine, Kalkſandſteine,
Schwemmſteine, Schlackenſteine, Zementſteine) an, die als Vor-
oder Hintermauerſteine, Harthrandſteine, Klinker, Verblender,
voröſe Steine, Decen- und Lochſteine, Formſteine, Dachziegel. Ver
wendung finden können, ſowie Drainageröhren aus Ton, ſoweit ſich
alle dieſe Steine im Beſitz von Perſonen oder Betrieben befinden,
die derartige Gegenſtände erzengen oder mit ihnen handeln.

Möbel für heimkehrenbe Krieger durch Sriwſerweiſter Eine
Verſammlung von Tiſchlermeiſtern des Handwer skammerbegirks
Altenburg-Gera beſchloß die Gründung eines Lieferungsverbandes
auf genoſſenſchaftlicher Grundlage zwecks Herſtellung von Woh-
nungs- Einrichtungen für minder- und unbemittelte und heimkeh-
rende Krirger, ſowie Veranſtaltung einer Möbelausſtellung. Ein
eingeſetzter Ausſchuß bearbeitet die Sache weiter.

Fin Verbot der Zuſammenlegung von Gottesdienſten mit
mehreren Kirchen während des Winters ertaßt ſoeben das Kgl.
Konſiſtorium zu Magdeburg, wobei es heißzt: „Vielfach haben in den
Städten die beteiligten Gemeindekirchenräte für die Wintermonate
zur Erſparung von Heizſtoffen und Licht die Zuſammenlegung von
Gottesdienſten ohne kirchenregimentliche Genehmigung in eine heiz
bare Kirche beſchloſſen. Dieſes Verfahren iſt vom rechtlichen Stanud
punkt aus unſtatthäft, vom kirchlichen eine Schädigung des Ge
meindelebens. Beſchlüſſe der kirchlichen Gemeindekörpeerſchaften über
die Zuſammenlegung von Gottesdienſten während der Wintermonate
ſind dem Konſiſtorium auch noch nachträglich Prüfung vorzu
(egen, dürfen aber im allgemeinen nicht auf kir nregimentliche Ge
nehmigung rechnen.“ Ein merkwürdiger Beſchluß! Die Kohlennot
hat zu Maßnahmen gezwwungen, die durchaus nicht leicht zu tragen
ſind. Man hat ſogar Einſchränkungen und Erſchwerniſſe ruhig hin
genommen, die häufig Exiſtengen erſchütterten. Es wurde aber die
Notwendigkeit eingeſehen, darum gab es lrotz Sorge und Ge
fahren keinen Widerſtand. Bei der Kirche ſoll es jedoch dann
nwch nicht gehen, wenn Gottesdienſte zuſammengelegt werden! Es
ſoll in der Kriegsnot nicht möglich ſein, daß in den genlt gen
Räumen einer Kirche die ohnehin nicht beſonders zahlreichen Kir-
chenbeſurher mehrerer Gemeinden zuſammenkomtmen! Das läßt doch.
auf recht feltſame Anſchauungen über die Notwendigkeiten unſerer
Zeit ſchließen.

Die Vafſerlän n halten am Sonntag wieder einen Früh-
ſchoppen im WalhallaTheagier ab. Die Sarhe deginnt mit Muſik und
endigt mit Muſit, zwiſchendurch ſpricht der ehemalige Freiſinnsmann und
jetzige Vaterlandswanderredner Dr. Traub über das ſchöne Thema:
„Was tut uns nöt?“ wobel er aber hicht etwa ankworten wird:

Daß wir einen baldigen Frieden bekommen“, ſonderndaß wir ſolange weitertempfen bis ſämtliche annexioniſtiſche
Zliete im Oſten und Veten erreicht worden ſind. Zuiriit haben nur

ausgeſprochene Mitglieder der Vakerlandspartei, alſo nicht mehr auch
ſolche Leute, „die auf dem Boden der Vaterlandspartei ſtehen“. Wahr
ſheintich wird man dazu eine genaue Türkontrolle vornehmen. Dieſe
Sicherung halten die Herren Bisans-Ende- Krieger deshalb für not
wendig, weil ihresgleichen während der letzten Wochen in verſchiedenen
Städten recht trübe Erfahrungen mit öffentlichen Verſammlungen gemacht haden. Die Vaterländiſchen erfreüen ſich nämlich einer ſo didhen

Beliebiheit in allen Volkskreiſen, daß ſie tegelmäßig von derſelben Uber
wiegenden Mehrheit des deutſchen Volkes, die ſie hinter ſich zu haben
vorgeben, einfach niedergebrüllt worden ſind. Im beſondern paſſierte es
es eben demſelben Hertn Traub, der nun auch Halle mit ſeiner Weisheit

exleuchten will, daß er ſchon in dem. gleichen Augenblick ſein ganzes
Vorkrags-Manuſktipt wieder einpacken konnte, als er nur ein einziges
Mal das Wort Vaterlanbspartei ausſprach. So werden alſo die Vater
ländiſchen diesmal ganz unter ſich bleiben, ſie müßten denn auch noch
andere ganz zuverläſſige Leute hereinlaſſen, wenn ähnende Leere fortgeſegten St in der Elektrizuätsverſorzung den tratdes Saales allzu drückend bemerkbar machen ſollte. doch zur P des a ehe Zaleſgen Sachverſtä n we
nur die Arbeiter nicht, weil dieſe gar zu wenig belehrbar ſindi Gehi veranlaßt. Das Kollegium bewilligte nunmehr die Koſten Gerfür. Die
man aber weiter ſo einſchränkend vor, dann kann es ſein, daß ſchließlich
die ganze Halleſche Ortsgruppe der Deutſchen Vaterlandspartei an
einem Skattiſch in der „Stadt Hamburg“ Platz hat. Im übrigen
finden derartige Verſammlungen an demſelben Tage in ganz Deutſchland
ſtatt. Jn ihnen, ſo beſagt ein vertrauliches Zirkular der Vaterlands
partei, ſoll eine feſte Tagesordnung eingehalten, ſowie eine genaue
Statiſtik über die Zahl der Teilnehmer und der geworbenen neuen Mit
glieder (nun aber los!) geführt werden. Denn nur ſolche machtvollen
Kundgebungen könnten auf die Regierung Eindruck machen (merkſt du
eiwas, lieber Leſer?). Die gegenwärtige polſtiſche Lage erheiſche gehietériſch außerordentliche Anſtrengungen. Alſo eine neue tunſttide

Mache, eine ähnliche, wie ſie vor etlichen Tagen erſt eine andre Gruppe
der Annektioniſten inſzeniert hat, auch in Halle.

In der ſtädtiſchen Verkaufsſtelle Talamtſchule wird vormittagsdon 874 bis 12 Uhr und narhmittags von 2 bis Art (Sonnabends nur

oon 8 bis 1 Uhr) der Verkauf fortgeſeßt von leberwurfta
Brotaufſtrich, die 1- PfundDoſe zu 4.80 M. Robbenfleiſch, die 1Pfund
7 4 m M.; npir ges V d 7 S Zichorie,
zu 1. z ganzem Pfeffer, das et zu ganzem Pime(NeuGewürz), das Paket zu 15 Pf. ſ

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Donnerstag wird Verdis Oper „Ot hell o“ wieder

holt. Freitag geht Jbſens Schauſpiel Ein Volksfeind“ unter
Spielleitung von Ludwig Maſſon in Szene. Sonnabend nach

en zu. S. 2 Iameriert) und 1 Mark (unnnmeriert) anW J n Heinrich Hothan, on

Zentner im Stalle tot, ſchleppten das

e mit, von n h v
Sie

„Nährmittel

mittag wird das Weihnachtsmärchen „Aſchenbrödel“ gegeben,

2 e 3 e t r e e n e e S
bends 8 Uhr findet das nächſte „Sinfonie- Konzert unter MitSiekun r rere n u Sonntag nachmittag „Sar

und Jimmermann“, Sonntag abend „Ot ho lo

Ueber die ded Ausſtellung affer r nden durch inen ehe Rhein ſer u
ommen. Wir geben deshalb die betreffende Notiz nohmals und rich

lauten Die e Ausſtellung alter Hand
ſchule, G u e findet am T id, den 10. ugr, 8 Uhr

nachmittags arteunno „Hoktor 3 mitvoran v orführu er am gleſchen Tage abendsh e die auſAusgſte 60 Pf. Karten für
rt der

Sie muß

handlung, Gr. Ulrichſtr. 38.
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Aus der Provinz.
Ueber die Hindenburgſpende der Provinz

werden frtzt einige nähere Angaben gemacht. Danach erreichte dieſe
Spende inzgeſamt die Höhe von 7118 Zentnern. Außerdem wü
den aus den beſonders geſpendeten Schweinen 900 Zentner
Schmalzerſatz und Leberwurſt hergeſtellt. Zugüglich der Spenden
von außerhalb ſtanden zur Verfügung 8087 Zentner Brutto. 6000
Zentner wurden direkt von den Sammelſtellen an die Verbraucher
verladen, 2000 Zentner als Reſerve im Kühlhauſe des Schlacht
hofes aufgeſammelt.

Die Verteilung der Ware erfolgte gleichmäßig in der ganzen
Provinz auf die Rüſtungsarbeiter. Es fanden im ganten 6 Ver
teilungen ſtatt: Dezember-Januär 500 Gramm, Februar-März 500
Gramm, April-Mai 250 Gramm, Juli 250 Gramm, Oktober 200
Gramm, November 200 Gramm. Am 18. Dezember war die Vertei
lung besondet. Der Geſamtwert der Spende betrug etwa 2 400 000
Mark; die Reſerve hatte einen Wert von 6758 000 M.

Die Preiſe, zu denen die Ware ab Magdeburg abgegeben wer
ven kontzte, betrugen: Speck, Schinken, Schmalzerſah, Leberwurſt

M., Schmalz 6.50 M., Kochwurſt 4.70 M. für 1 Kilogramm. Die
Preiſe, die von den Kreiſen bei direkter Verladung und Verrech
nung gefordert werden mußten, waren ſchwankend und richteten
fich wach dem Einkauf.

Die ſchwierige Feſtſtellung der Arbeiter, die an den Spenben
beteiligt werden ſollten, übernahmen die Kriegsamtſtellen Magde
burg und Kaſſel. Die Kommunalverbände aber ſtellten näch An
hörung von Artsſchüſſen die Werke feſt, die aus der Spende bedacht
werden ſollten. Die erſte Aufſtellung ergab eine Zahl von 239 442
zu berückſichtigenden Arbetktern, die ſich nachträglich auf 974 990 er
höhte. Selbſtverſorger wurden von der Verteilung ausgeſchloſſen.

22 W22

Verjeſurg Ausgabe von Lebensmitteln. Für die
Zeit vom 20. Jar
völkerung zugeteilt: 75 Gramm Sagö zum Pröiſe bon z 21Bezugſchein Ker 57, 2 Suppenwürfel zuni Preiſe von 20 Pf. au
Bezugſchein Nr. 58, T Marnielade zuih Preiſe von 600 Pf.
auf esugſcein Nr. 50, 50 Grainnmi Kaffee-Erſatz zuin Preiſe von
40 Pf. auf Dezugſchein Nr. 60. Der Verkauf erfolgt von Donners
tag, 24. Januar, bis Sonnabend, 26. Jänttar.
Für diezykünftige, Bautätigkeilder Siadt.Zum Studium der Wohnungererhällniſe uſw. hat Regierungeprä-

ſident von Gersdorff die Stadtgemeinde zur Bereiſung des rheini
ſchen und ſächſiſchen n dingeläden. Die Einladung
iſt angenommen und Erſter Bürgermeiſter Herhog zur Teilnahme
an der Reiſe beſtimmt worden.

Ein wahrer Raudzug iſt nachts in Göhren bei Zöſchen
ausgeführt worden. Dort angeh viex Diebe wie ſich denFußſpuren mit aller Beſtimmt et ist in die Ge
höfte der Bauetn Krauſe und Vock ein. Vei Krauſe enkwendetet ſie,
nachdem ſie umſonſt verſu tten, die werivollen Ledettreibriemen
der Dreſchmaſchine zu ſtehlen, 8 Stück Enlen ünd einen ſtarken
neuen Handwagen von blauer Farbe. Hier ſcheinbar dürch den Be
ſitzer geſtört, ſuchten ſie das Gehöft des Böck auf, der neben ſeinem
kleinen land wirtſchaftlichen Beſitz eine ziemlich bedeutende Sport
S betreibt. Dort ſchlugen fie zunächſt mit einer bei

rauſe entwendeten Radehacke ein ſchlachtreifes Schwein von 25
jer durch die Scheune in

den Garten und weideten dort es aus, Beine und Gingeweide zurück
laſſend. Sodann fielen ſie über das beſonders wertvolle Raſſege
kügel het, ſchlachteten zunächſt 0 Stück, erſt kurg vor Kriegsaus-
ruch aus Thulouſe in Frankreich importierte Gänſe von

3 v W r 5 Zibnern ebenfalls Raffet 9 die
e durch. Sodann ſich z n im Hofe ineinex großen Volierewürgte S Vande 79 S ab, dar

t

befindlichen Tauben wen
unter Neu v von denen dashewerten iſt. N cht rig damit, revidierten ſie auch einen
D. nraum des Stalle und ſtahlen von der dort untergebrach
ten Zivilkleidung eines rauen 1 Paar Neues. Schuhe und
1 Paär völlig neue Stiefeln. Die Veute iſt a z einem bei
Krauſe geſtoſlenen Handwagen gepadt, und in der Richtung nach
Leipzig abgefahren worden.

Merſeburg. In der letzten Stadtveroröbneteſißunam Montag h Landesrat Volhe zum Vorſteher wieder t An

z v ieran erfolgte die Wahl des üdrigenn Vorſtandes und der
om

klärte ſich das Kollegium
weiter mit Militärkranken belegt wird.
Gewährung von einmaligen Teuetungszulagen für ädliſchen Be
amten wurde den obenſo der Bewilligung einer Geldſpende für
die Weihnachtsfeier des turmBataillons. Die dom Magiſtrat vor

anden, daß das ſche Ktankenhaus
Dem Fern uß auf m

geſchlagene Zuſammenlegung und Abänderung verſchiedener Deputa
tionen fand die Zuſtimmung des Kollegiums. Der Beitritt der t

inde zur Ruhege aſſe der Kommunalverbände der Provinz
der Provinzialverwaltung und die Auflöſung der bieignen Penſtonskaſſe wurde gu en. Wie rn w.

vom Generalkommando verfügte Auflöſung des hieſigen Kündigungs
amtes machte dine Aenderung der Ordnung für das Mietsein s
amt notwendig. Dieſe wurde beſchloſſen. Schſießlich te die Ver
ſammlung noch einen Waärmwa r für das V d und er
höhte den Beitrag an den Ver r Armenpflege und

trieb unb
von 8

gen 6

u der Stadt, den
v

hr früh zu ken und in den von 6—
345—8 Uhr äbends rſtrom nicht en zu wollenrezu einer r m Emiſchen Fabeit en in Gröbers ein Maſchinenſchaden eing

iſt, der noch nicht behoben wä das El 2
dorf in ſeiner Winne hie ccceeceeeehee

re

ng eingeſandten Warenproben das von de O. KaKa m en „Vanlllin r aaus Kreide beſteht. der Firma Aroma

W den n n wurdeanzuſehen und wurden aus dem Handel gegogen.

Weihenfels. aunneen e

die entweder voe h Liter Milch rugrehelen und
uf n rmen die ihnen c. Suter dann aus der Molkerei. Die

nisſchein wird

Vta
durch die

Orte hat jetzt der

uar bis 26. Januar werden auf den a der Be

ück bis zu 150 Mark zu

ſſion. Entſptechend einem früheren Magiſtratsbeſchluffe er Wa

ohltätigkeit. Igr

Die a bittet alle ea rormiltags bis 53 Uhr nachmittags und 8 Uhr r

des ilch an die

n
kreiſe worden.n e e. aberechtigten abgegeben wird, was nur gegen eine Milchkarte geſ

rde für Kinder und
ke ausgeſtellt wird.

eranten n en die Milchgefäße ſelbſt beſchaffen oder
eine Teihgebühr von monattich 50 Pf. zahlen, wenn dieſe von der Mol

kerei geliefert Sie haben das Recht, die Hälfte Magermilch z
ſich dafür eine

u r r7 die e n 77 Srueebent z volen e ere ee
kerei 32 Pf. Jm Kleinverkauf koſtet ſie ſowohl beim Erzeuger wie auch
beim Händler und in der erei 36 Pf. Beim Begahſen nach dem

ettgehalt kommen zu dem dpreiſe von 10 Pf. ſe. 6 Pf. für ein
ozent. Für Mager- und Buttermilch zahlt der Kleinhändler an

dte hälter und Molkereien 17 Pf. Im Kleinverkauf koſtet das Liter
20 Pf. Der Preis für die Butter iſt auf 2.80 M. pro Pfund feſtgeſetzt,
wenn ſie an Selbſtverſorger und an die Ankaufsſtelle abgegeben wird.Jm handel z We dufe an dle u r e der Preis
3.05 M. ſür das Pfund. Für verf e Milch wird keine Zahlung
geleiſtet. Bis zum 31. März erhöhen die Höchſtpreiſe um 2 Pf. für
das Liter. Die Herſtellung von Butter iſt den Viehbeſitzern verboten.Hite Entrahmungs- und man werden von den Polizei

unbrauchbar z Kranke e wenn ſie Voll
milch haben wollen, einen Antrag mit einem ärztlichen Zeugnis an die
ärztliche ves Kreſsausſchuſſes einr Ein Erlaub

chſtens auf die Dauer von zwei Monaten ausgeſtellt.

Weißenfels. Von der Werſchen-Welßenfelfer
nkohlean A.G. wird derichtet: Unlängſt ging eine Mitteilung

reſſe, wonurh die bekannte t klage d von der
Berliner Diskonto- Geſellſchaft geführten Minderheit der Aklionäre ge
gen den Hauptverſammlungsbeſchluß, der den h svertragmit der Kurſächſiſchen Braunkohlen, Gas und e ſchaſt aufhob,

der attz dermächſt erneut zur Verhandlung kömme, nachdas Halle t die Klage Se wieſen habe.
Dieſe Nachricht t zu. Die Klägerin hat auf hrung dieſes

n verzichtet und das Urtell hat darum ſchon Rechtskraft
angt.

Nautzburg. Ueher die ſtaatliche FJugendpflege am
tadtjugendpfleger auf einer hier abge

haltenenJugendpflegerkonferen e intereſſante Ausführungen gemacht die wegen ihres Jnlereſe gerade für die Arbeiterſchaft aus
zugeweiſe wie rgegeben ſeien. Herr Hobpe ſagte unter anberem:
„Burch eine Samnſlung innerhalb der Provinz Sachſen war zumBau eines Jngendheims, das dem Andenken des taatstniniſters

v. Vötticher dienen ſollte, eine Summe von 16 000 Mark zuſammen
gekotnmen, dazu kamen noch 8000 Mark andere Gelder, ſo daß uns
24 000 Mark zur Verfügung geſtanden hätten. r
jtanden die auf 80 000 Mark berechneten Koſten eines Jugendheims.Doch gaben wir den Mut und die Bofkwung nicht auf ein Jugend-

r zu bekommen. Freilich blieb die auf „Ankeilſcheine“ am
au gezeichnete Summe weit unter e Erwartungen zurück.

Die Perſönlichen Bemühungen beim Kultusminiſter und beim
in angain her zur Jene einer Jugendheim Lotterie ver
iefen ergebnislos. Eine Wertlotkerie innerhalb der Provinz ſchei

terte an den Koſten. Wir verſuchten nunmehr durch Theaterauf-

daß wir heute im Beſitze von 60 000 Mark eigenem Vermögen ſind.Die Kriegszeit hat Wirken vorläufi i r getan. We
haben wir die feſte Zuverſicht, de n eebnen und eine frühere Echule, die jeht von den Kriegserforder

e Stadten mitten im Kriege uns ein Jungmädchenheim et in m vent ſcheukten wöhltätige Bürger, un e
zum Ankauf eines Klaviers.t n u einen t

0 g.me Thegterbefuche, n Koſten wgrträge M re der S legenheit zur Einit

ri von Kriegsjugen n. Es liegt in den Zeitümſtärldebe ründet, wenn c der weg dte e
a von 840 vor dem Kriege auf 558 bis 1.

ſ tz ung wurden zunächſt der akte
ionen wiedergewählt. Von einer Neuwahl der ausſcheidenden Magi-

die Wahl We wurden vwußer dem Stadtverordnetenvorſteher
noch vier andere ges ge Verſammlu

dachte tde. Wt f an vieles gewöhnt, ſo ſchlecht aber wie in der letzten
Zeit iſt es kaum je geweſen. Beſonders empfindlich ſind die fortdi Gewer die elek

S nicht gebracht; es wurde allgemein bedauert, daß ſich die

nſchlu

de guch t bingeiwieſen daß die e rkg
n im

Bitterſeld. Städtiſcher Fellverkauf. Der M at hatMere Keniſſele angetenſt. Sie ſogen zu Veſten, Viuſt Rucen,

zülswärmern verarbeitet werden. Die Abgade erfolgt nur an die
ande, a an die im Freien arbeitende Bevölkerung. Dieſe

e den Kütſchnermeiſtern Wille, Burgſtr. 52, undzski, Kalſerſttäße 8, machen. Vaſeit earbeiten aus
die Preiſe wen werden.

An B- von

der wollenen Sirick und Unte

wWiüiltenberg. Pollzelliche Warnung. Mehrfach berechtigte
Klagen und vorgekommene Unfälle veranlaſſen die Polizeiverwaltung
auf die gewiſſenhafte Erfüllung der öffentlichrechtlichen Pflicht zur
e Beſeitigung von Schnee und Eis, ſowie zum euen ab

r
a S

tumpfender Stoffe (Sand, Aſche) bis zur ung hinzuweiſen. Die
nterlaſſung iſt um ſo ſtrafrechtlicher, als das Liegenbleiben des alten,

e e ete r e ra mmunter u eneſerſeleun wegen Körperverletzung in Frage.

Dedſtähle. Vor eini J tier kein der Coswiger Straße aus Kmer ohnußg 900 M. enwendet t

e enn hat. di 8 wohnhaftee

Arbeiterin s auf Arbeit befand, wurde ihr Reiſekorb erd und daraus Lebensmittel, Sie ar zage uſw. Als
rinen kommen mehrere Ardeiterinnen in Frage.

a e cS e e m e vv d c e
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